
Anfang der siebziger Jahre in der Bundesre-
publik nur geringe Aufwendungen für Pro-
zeßinnovationen zugunsten von Produktinno-
vationen durchgeführt worden waren, um der 
amerikanischen Konkurrenz zu begegnen33 ).

33) H. Schedl, Strukturwandel im Außenhandel der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Ifo-Schnelldienst, 
1/1980, S.3f.
34) Die Zahlungsbilanz der Bundesrepublik 
Deutschland 1977 bis 1980 nach Regionen, a. a. O. 
(Anm. 21), S. 22 und 24.
35) Economic Report of the President Transmitted 
to Congress, a. a. O. (Anm. 16), S. 184.
36) G. K. Douglas, a. a. O. (Anm. 5), S. 10.

Innerhalb der deutschen Leistungsbilanz mit 
den USA hat sich — entgegengesetzt zum 

passiven Handelsbilanzsaldo — strukturell 
ein aktiver Saldo der Dienstleistungsbilanz 
gebildet, der im Jahre 1980 7,1 Milliarden DM 
betrug und durch einen hohen Aktivsaldo der 
Kapitalertragsbilanz von 3,4 Milliarden DM 
und Einnahmen aus Leistungen an amerikani-
sche militärische Dienststellen von 6,6 Mil-
liarden DM bestimmt war34 ).

III. Problembereiche der deutsch-amerikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen

1. Grundkonsens in der internationalen 
Wirtschaftsordnungspolitik

Die deutsch-amerikanischen Wirtschaftsbe-
ziehungen haben sich im letzten Jahrzehnt im 
Rahmen des Atlantischen Bündnisses gewan-
delt Die USA sind immer noch eine dominie-
rende Wirtschaftsmacht im Welthandel, der 
US-Dollar ist immer noch die bedeutendste 
Währung der Welt und die USA sind immer 
noch der bedeutendste Financier internatio-
naler Institutionen. Die wachsende Bedeu-
tung einzelner Staaten — insbesondere der 
Bundesrepublik Deutschland und Japans —, 
der Integrationserfolg bestimmter Länder-
gruppen wie die Europäische Gemeinschaft, 
der Zentralamerikanische Gemeinsame 
Markt, der Andenpakt, der ASEAN-Pakt und 
die Arabische Liga sowie die stärkere Mit-
sprache der Entwicklungsländer in Fragen 
der internationalen Handels- und Entwick-
lungspolitik haben bewirkt, daß die USA nicht 
mehr alleine bestimmen können, sondern auf 
die Kooperation und Kompromißbereitschaft 
ihrer Atlantischen Verbündeten angewiesen 
sind.
Die Grundlage des Atlantischen Bündnisses 
ist nach wie vor die gemeinsame Sorge um 
die militärische Sicherheit und die Erhaltung 
der demokratischen Ordnung und politischen 
Freiheit gegenüber der kommunistischen 
Herausforderung. Eine besonders ähnliche 
wirtschaftsordnungspolitische Grundauffas-
sung ist in der Bundesrepublik und in den 
USA gegeben. Die von Präsident Reagan im 
Oktober 1981 beim Weltwirtschaftsgipfel in 
Cancun (Mexiko) verkündeten fünf Prinzipien 
der internationalen Handels- und Entwick-
lungspolitik gelten in gleicher Weise auch für 
die Bundesrepublik, wenn auch unterschiedli-
che Auffassungen über die Art und Weise 
ihrer praktischen Umsetzung bestehen. Die 
Prinzipien lauten:

— Förderung des internationalen Handels 
durch Öffnung der Märkte,
— Entwicklung besonderer Entwicklungsstra-
tegien entsprechend den besonderen Bedürf-
nissen der einzelnen Regionen,
— Hilfeleistung zur Entwicklung sich selbst 
tragender Produktionskapazitäten,
— Verbesserung des Klimas für private Inve-
stitionen und einen Technologietransfer in 
möglichst viele Entwicklungsländer,
— die Schaffung eines politischen Klimas, in 
dem sich praktische Lösungen durch den 
Marktprozeß und nicht durch staatliche Re-
gulierungen ergeben35 ).
Allerdings hat die „neue Interdependenz" der 
Staaten des Atlantischen Bündnisses auf-
grund ihrer unterschiedlichen Wirtschafts-
strukturen und unterschiedlichen Interessen-
lagen der in ihnen vorhandenen Interessen-
gruppen auch zu einer Konfrontation wirt-
schaftlicher Interessen in der Handelspolitik 
geführt. Gordon K. Douglass weist darauf hin, 
daß die „neue Interdependenz" einige Natio-
nen ermutigt hat, ganz spezifische nationale 
Interessen zu verfolgen, nämlich die Auswei-
tung der Exportmärkte bestimmter nationaler 
Produkte wie deutsche Autos, französische 
Flugzeuge, japanische Elektronik und ameri-
kanisches Getreide, die Förderung der Expan-
sionsmöglichkeiten eigener multinationaler 
Unternehmen und die internationale Aus-
handlung einer besseren Position eigener 
Wirtschaftssektoren durch Konzessionen der 
Partnerländer36 ).



Die Überwindung wirtschaftlicher Interessen-
konflikte und das Eingehen wirtschaftspoliti-
scher Kompromisse im Bereich der interna-
tionalen Handelspolitik, der Weltwirtschafts-
ordnung und der Überwindung außenwirt-
schaftlicher Störungen erfordert politische 
Entscheidungen, die häufig gegen den Willen 
bestimmter Interessengruppen im eigenen 
Lande von den Regierungen getroffen werden 
müssen. Dies wiederum bedeutet eine Anpas-
sung der Rahmenbedingungen an veränderte 
weltwirtschaftliche Daten. Der frühere Bun-
deswirtschaftsminister Dr. Hans Friderichs 
drückt das so aus: „Wer Marktwirtschaft nicht 
als dynamischen Prozeß begreift, dessen Rah-
menbedingungen veränderten ökonomischen 
und gesellschaftlichen Umständen anpaßbar 
sind (und sie damit wiederum prägen), der hat 
von dieser Ordnung nicht viel verstanden. 
Freilich, das Setzen und Verändern dieser 
Rahmenbedingungen ist Sache der Politik. 
Versagt sie, so darf man dies nicht dem Wirt-
schaftssystem anlasten, sondern denen, die 
mit dem System nicht umzugehen wissen."37 )

37) H. Friderichs, Mut zum Markt. Wirtschaftspoli-
tik ohne Illusionen, Stuttgart 1975 2, S. 11.

38) US-Export. Die „grüne“ Komponente, in: iwd In-
formationsdienst des Instituts der deutschen Wirt-
schaft, Nr. 29 vom 19.7. 1979, S. 6.

Bisher ist es der Politik, d. h. den Regierungen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
USA stets gelungen, wirtschaftliche Interes-
sengegensätze durch mehr oder weniger öko-
nomisch gute Kompromisse, durch Setzung 
neuer Rahmenbedingungen zu schließen. Po-
litische und wirtschaftliche Interessengegen-
sätze zwischen den USA und der Bundesrepu-
blik haben jedoch einige Problembereiche ge-
schaffen, die sich als „Dauerbrenner" erwiesen 
haben.

2. Außenhandel mit Agrargütern

Die deutsch-amerikanischen Wirtschaftsbe-
ziehungen mit Agrarprodukten sind durch die 
agrarpolitischen Ziele und den gemeinsamen 
Agrarmarkt der Europäischen Gemeinschaft 
bestimmt. Die Ziele der gemeinsamen euro-
päischen Agrarpolitik sind seit 1962: die Stei-
gerung der landwirtschaftlichen Produktivi-
tät, eine angemessene Lebenshaltung der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung, die Stabili-
sierung der Agrarmärkte, die Sicherstellung 
der Versorgung und angemessene Preise der 
Agrargüter für die Verbraucher. Die zur Er-
reichung dieser Ziele getroffenen Maßnah-
men waren die Schaffung eines gemeinsamen 
Binnenmarktes mit Marktordnungen für 
mehr als 90% der landwirtschaftlichen Pro-
dukte (davon etwa 75% mit Mindestpreis-Ga-
rantie), die Errichtung eines gemeinsamen 

Außenschutzes und die gemeinsame Finan-
zierung durch Agrarfonds. Dieses System mit 
einer Absatz- und Preisgarantie für die mei-
sten landwirtschaftlichen Produkte bewirkt 
bei vielen Produkten nicht nur die ange-
strebte Selbstversorgung der EG, sondern 
darüber hinausgehende, in der EG nicht ab-
setzbare Produktionsüberschüsse, die durch 
variable Subventionen auf das Weltmarktni-
veau hinuntergeschleust und auf dem Welt-
markt verkauft werden.
Diese EG-Agrarpolitik fordert die Kritik der 
USA heraus, die größter Exporteur von 
Agrargütern der Welt sind. Mehr als ein 
Fünftel der amerikanischen Exporte besteht 
aus Agrarerzeugnissen. Mit Mais, Ölsaaten, 
tierischen ölen und Fetten, Rohtabak, Wei-
zen und anderen Getreidesorten besitzen die 
USA einen Anteil am Weltexport dieser Gü-
ter von 33 % 38 ). Aufgrund der Bedeutung der 
Agrarexporte für die USA stößt die europäi-
sche Agrarpolitik dort auf Unverständnis. Das 
Streben nach Selbstversorgung und durch 
eine strikte Mengenkontrolle regulierte Ein-
fuhr von nur solchen Agrarprodukten, deren 
Verbrauch höher als die Eigenerzeugung ist, 
verringern die Möglichkeiten amerikanischer 
Agrarexporte ebenso wie die Vermarktung 
der europäischen Überschußproduktion zu 
subventionierten Preisen und zu Lasten mög-
licher amerikanischer Agrarexporte auf dem 
Weltmarkt. Die Reagan-Administration 
machte ihrem Mißfallen mit dieser Situation 
in Verhandlungen mit der EG-Kommission im 
Dezember 1981 Luft. Sie beruft sich auch auf 
1979 unterzeichnete und 1980 in Kraft getre-
tene GATT-Vereinbarungen über die Elimi-
nierung bestimmter Exportsubventionen und 
wendet diese Vereinbarungen in einer Klage 
vor dem GATT gegen die subventionierten 
Agrarexporte der EG an. In den Produkten 
Weizen, Gerste, Zucker, Milchprodukte und 
Fleisch hat die Europäische Gemeinschaft 
eine Überproduktion erreicht und ist zu Ex-
porten auf den Weltmarkt gezwungen. Ame-
rikanische Farmerverbände haben kürzlich 
bei ihrer Regierung gegen die Exportsubven-
tionen der EG für Weizenmehl, Zucker, Ge-
flügel und Teigwaren Protest eingelegt. Unter 
Berufung auf Art. X des GATT und See. 301 
des US-Trade Act von 1974 besitzt der ameri-
kanische Präsident die Vollmacht, gegen die 
EG handelspolitische Vergeltungsmaßnah-
men zu ergreifen.



Bisher sind die EG-Einfuhren aus den USA 
für Sojabohnen und Sojaprodukte und Mais-
gluten (ein Nebenprodukt der Süßmittelher-
stellung) völlig frei. Die Exporte dieser als 
Futtermittel benutzten Agrarprodukte in die 
EG haben sich wertmäßig von 158 Mill. $ 
(1975) auf 766 Mill. $ (1980) erhöht39 ). Dies hat 
bereits die europäischen Bauernverbände auf 
den Plan gerufen, die gegen diese steigenden 
Importe aus den USA Einfuhrbeschränkun-
gen verlangen. Sollten die Bauernverbände 
mit ihrer Forderung nach Einfuhrbeschrän-
kungen dieser Produkte aus den USA Erfolg 
haben, ist mit ziemlicher Sicherheit mit einer 
scharfen handelspolitischen Reaktion der 
Amerikaner zu rechnen. In diesem Zusam-
menhang ist an den sogenannten „Hähnchen-
krieg" des Jahres 1973 zu erinnern. Im Jahre 
1967, als die EG die Subventionierung der Ge-
flügelexporte begann, besaßen 

40
die USA einen 

Weltmarktanteil von  % aller Geflügelex-
porte außerhalb der EG. Bis zum Jahre 1973 
war ihr Anteil auf 8 % gesunken, um in den 
folgenden Jahren bis 1980 wieder auf 30 % 
anzusteigen 40).

3’) Ch. Madison, The Pitchfork War — US, Europe 
Feud Over European Agricultural Subsidies, in: Na-
tional Journal vom 16. 1. 1982, S. 107.
40 Ebd., S. 106 f.
1 Commerzbank, Bericht der Abteilung Volks-
wirtschaft: Agrarmarkt-Kosten und Währungsaus-
gleich in der EG vom 14. 11. 1979.

) P. Schaal, The World Steel Market: The Role of 
the European Common Market in Restoring Price 
Stability, in: Midsouth Journal of Economics, 
3/1981.

In diese generelle Kritik an der EG wird die 
Bundesrepublik einbezogen, weil sie die EG- 
Agrarpolitik mitträgt und mit 1,5 Mrd. DM die 
bei weitem höchsten Netto-Beiträge zum EG- 
Agrarhaushalt leistet. Es wird aber leicht 
übersehen, daß die Bundesrepublik pro Jahr 
für ca. 40 Mrd. DM ernährungswirtschaftliche 
Güter importiert und mit ca. 25 Mrd. DM 
größter Netto-Nahrungsmittelimporteur der 
Welt ist41 ).

3. Der Welt-Stahlmarkt

Seit 1975 wurde auf dem Weltstahlmarkt er-
kennbar, daß neben der eingetretenen Rezes-
sion eine strukturelle Veränderung des Stahl-
marktes eine wesentlich geringere Stahlnach-
frage auf lange Sicht und damit Überkapazitä-
ten in der Stahlindustrie hatte entstehen las-
sen. Zugleich drängten neu errichtete Stahl-
kapazitäten in den Schwellenländern (vor al-
lem in Mexiko, Brasilien, Venezuela, Trinidad 
und Süd-Korea) auf den Weltstahlmarkt42 ).

Da die amerikanischen Stahlkapazitäten gro-
ßenteils antiquiert sind und im internationa-
len Vergleich mit zu hohen Kosten arbeiten, 
konnten in den USA die Stahlimporte — vor 
allem diejenigen aus der Bundesrepublik — 
laufend ihren Marktanteil ausweiten. Ameri-
kanische Stahlunternehmen behaupten, daß 
dies nur durch Unterbietung des „fairen 
Marktpreises" durch subventionierte europäi-
sche Stahlwerke möglich war, eines Preises, 
der als „Trigger Price" auf der Grundlage des 
in Japan gültigen Stahlpreises plus Transport- 
und Versicherungskosten zu den amerikani-
schen Verbrauchszentren berechnet wurde.
Anfang 1982 haben sieben amerikanische 
Stahlkonzerne unter der Führung der US 
Steel Corp. insgesamt 132 Anti-Dumping-Kla-
gen gegen Stahlproduzenten aus 11 Ländern, 
darunter auch solchen aus der Bundesrepu-
blik Deutschland, eingereicht. Insbesondere 
wurden Stahllieferungen aus den EG-Staaten 
ins Visier genommen, die in den ersten 11 
Monaten 1981 ihre Stahlexporte in die USA 
um 65 % im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
erhöhen konnten. Das Preisdumping soll zwi-
schen 20 und 300 $ je Tonne Stahl betragen 
haben43 ).
Dieser handelspolitische Konflikt zwischen 
USA und EG im Stahlsektor wurde zunächst 
auf die juristische Ebene des Dumping-Bewei-
ses für Exporte einzelner Stahlfirmen aus EG- 
Ländern verwiesen, die in Verbindung mit 
der politisch getroffenen Entscheidung eines 
Subventionsabbaus in der EG eine konflikt-
freie Lösung ermöglicht hätte. Zunächst hatte 
jedoch die Reagan-Administration Aus-
gleichszölle auf importierte Stahlprodukte in 
Höhe der berechneten Subventionsmarge seit 
11. Juni 1982 „vorläufig" festgelegt. Diese be-
wegten sich zwischen 0,6 % für Hoogovens 
(Niederlande) und 40,4 % für British Steel 
Corp. (Großbritannien) im EG-Bereich. Darun-
ter fielen als besonders hoch subventionierte 
Unternehmen die belgische Cockerill-Sambre 
mit 21 %, die italienische Italsider mit 18,3 % 
und die französischen Unternehmen Usinor 
mit 20 % und Sacilor mit 30 % auf. Die in 
Höhe der berechneten Subventionen deut-
schen Unternehmen auferlegten Ausgleichs-
zölle waren verhältnismäßig gering und be-
wegten sich zwischen 0,18 % für Thyssen und 
8,6 % für Röchling. Andere deutsche Unter-
nehmen wurden mit folgenden Ausgleichszöl-
len belegt (jeweils auf Werte): Dillinger Hüt-

43) Sieben US-Konzerne erheben Klage, in: Die 
Welt vom 13. 1. 1982. 
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tenwerke mit 0,5 %, Peine-Salzgitter mit 3,6 %, 
Kl

44
öckner mit 0,8 %, Otto Wolf mit 0,7 % und 

Hoesch mit 0,3 % ).
Trotz scharfer Kritik der EG-Kommission und 
der meisten Regierungen der EG-Länder er-
scheint diese handelspolitische Maßnahme 
der USA gerechtfertigt, um Wettbewerbsver- 

/ Zerrungen durch subventionierte Preise zu 
beseitigen. Daher hatte der Verfasser bereits 
in einer im November 1981 ei

45

ngereichten 
Veröffentlichung eine solche Maßnahme der 
US-Regierung gefordert. „To protect the do- 
mestic steel industry from price cutting of 
overdimensioned young steel countries, go- 
vernment-subsidized steel mills, and Eastern 
European countries, a flexible tariff should be 
provided based on a „fair market price". The 
definition of this price, however, is diffi- 
cult." )
Unter dem Druck der drohenden Antidum-
ping-Zölle der USA schloß die EG-Kommis-
sion mit den USA am 21. Oktober 1982 ein 
Selbstbeschränkungsabkommen für den Ex-
port von 10 Massenstahlprodukten ein-
schließlich legierter Stähle für den Zeitraum 
vom 1. November 1982 bis 31. Dezember 1985 
ab. In diesem verpflichtete sie sich, durch Ex-
portkontrollen sicherzustellen, daß die EG- 
Exporte dieser Stahlprodukte einen Marktan-
teil in den USA von 5,75 % nicht überschrei-
ten. Aufgrund dieser protektionistischen 
Maßnahme werden die EG-Stahlexporte in 
die USA um etwa 8 % verringert als Preis für 
die Vermeidung eines Handelskrieges, die 
Rücknahme der von den amerikanischen 
Stahlunternehmen eingereichten Antidum-
ping-Klagen gegen europäische Stahlprodu-
zenten und die Aussetzung der vorgesehenen 
amerikanischen Ausgleichszölle.

4. Osthandel

Ein Prinzip der amerikanischen Außenwirt-
schaftspolitik war unter allen Regierungen 
eine Selbstbeschränkung und Zurückhaltung 
im Osthandel. Die USA haben auch immer 
wieder versucht, politischen Druck auf ihre 
Bündnispartner im Atlantischen System und 
auf Japan auszuüben, sich Zurückhaltung im 
Osthandel aufzuerlegen. Denn die USA be-
fürchten, daß durch den Osthandel ihre west-
lichen Verbündeten nicht nur militärisch re-
levante Technologien in die Sowjetunion und 

die von ihr abhängigen COMECON-Länder 
gelangen lassen können, sondern der kommu-
nistische Block dadurch auch mit ihm fehlen-
den Wirtschaftsgütern versorgt wird, die sein 
wirtschaftliches und militärisches Potential 
erhöhen. Als eine dritte Art von Bedenken 
der USA gegen den Osthandel ihrer Verbün-
deten ist die Befürchtung anzusehen, daß 
diese dadurch in eine wirtschaftliche Abhän-
gigkeit von Warenimporten aus dem Ost-
block geraten könnten, die von der Sowjet-
union zu einem ihr opportun erscheinenden 
Zeitpunkt als politische Repressalie benutzt 
werden kann.
Diese Gründe haben die USA selbst bewogen, 
ihren Osthandel minimal zu halten. Im Jahre 
1980 betrug der Anteil der amerikanischen 
Exporte in Ostblockländer nur 1,8 % der Ge-
samtexporte und die Importe aus Ostblock-
ländern erreichten nur 0,6 % der Gesamtim-
porte der USA. Aus den gleichen Gründen 
versucht die amerikanische Regierung, politi-
schen Druck auf ihre Verbündeten auszu-
üben, keine wirtschaftliche Abhängigkeit von 
Ost-Importen einzugehen, keine Hochtechno-
logie-Produkte in den Ostblock zu liefern und 
nicht durch Exportgarantien, staatliche Ex-
portversicherungen und billige Finanzierun-
gen die Ostexporte zu fördern. Um diese Be-
denken der Reagan-Administration den euro-
päischen Verbündeten nahezubringen, reiste 
US-Staatssekretär James L. Buckley nach Eu-
ropa, um künftige Exportkredite und -garan- 
tien gegenüber der Sowjetunion zu diskutie-
ren. US-Staatssekretär Eagleburger drückte 
das so aus: „Obgleich niemand in diesem 
Land, zumindest nicht an verantwortlicher 
Stelle, sich für eine völlige Einstellung dieser 
Kredite und Garantien stark macht, so ist 
diese Administration doch der Überzeugung, 
daß wir diesen Prozeß in den Griff bekommen 
müssen, denn es handelt sich hierbei um eine 
entscheidende Frage hinsichtlich des strategi-
schen Verhältnisses zwischen Ost und West 
und des Kurses für den Rest dieses Jahrhun-
derts.“46)

44) Stahlstreit EG/USA: Gezielte Strafen, in: Han-
delsblatt vom 14.6. 1982, S. 1.
45) P. Schaal: The World Steel Market, a. a. O.
(Anm. 42), S. 86.

Unter diesem Aspekt ist auch die ablehnende 
amerikanische Haltung gegenüber dem Ab-
schluß des deutsch-russischen Erdgas-Röh- 
ren-Geschäftes zu verstehen, die Eagleburger 
wie folgt formuliert: „In der Tat wurden Fra-
gen über die sowjetisch-westeuropäische Erd-
gasleitung von Mr. Buckley in allen europäi-

46) Eagleburger diskutiert Aspekte der Europa-Po-
litik der USA, in: Amerika Dienst der International 
Communication Agency, Embassy of the United 
States of America vom 7. 4. 1982, S. 1 f. 



sehen Hauptstädten angesprochen. Die Hal-
tung unserer Administration hierzu ist ein-
deutig. Wir glauben, das Projekt ist unklug; 
vor allem könnte es die Westeuropäer in eine 
Lage bringen, wo sie zu stark von sowjeti-
scher Energie abhängen, und es bedeutet 
auch einen massiven Export harter Währun-
gen in die Sowjetunion."47 )

5I) Nato-Kommunique. Wichtiger Ost-West-Han-
del, in: Handelsblatt vom 21./22.5. 1982, S. 14.
52) Europäische Gemeinschaft: Gegen Protektionis-
mus im Rüstungsbereich, in: Handelsblatt vom 5.2. 
1982.

Dieses Embargo traf in der Bundesrepublik 
Deutschland auf Unverständnis, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, daß die USA unter 
dem Druck der Farmer-Lobby und ihrer 
Agrarüberschüsse ihr eigenes Getreide-Em-
bargo gegenüber der Sowjetunion aufhoben 
und viele Millionen Tonnen Weizen und 
Mais 1982 und 1983 an die Sowjetunion ver-
kauft haben. Doch damit nicht genug: Präsi-
dent Reagan will einen Gesetzesentwurf in 
den Kongreß einbringen, der es jedem Präsi-
denten verbietet, ein Getreide-Embargo zu 
verhängen48 ). Hier wird offenbar von den 
USA in der Osthandelspolitik mit zweierlei 
Maß gemessen.
Nach dem Einmarsch sowjetischer Truppen in 
Afghanistan wurden zwischen den USA und 
der EG-Kommission Wirtschaftssanktionen 
gegen die Sowjetunion vereinbart. Sie ver-
pflichteten die EG, ihre Exporte in die Sowjet-
union innerhalb ihrer „traditionellen Handels-
ströme" entsprechend dem Durchschnitt des 
Zeitraums 1976—79 zu halten. Zum Mißfallen 
der USA sind jedoch die Nahrungsmittelex-
porte der EG in die Sowjetunion im Jahre 
1980 ve

49

rvierfacht worden, allerdings infolge 
vor Verhängung der Sanktionen vereinbarter 
Handelsverträge ).
Eine kürzlich vorgelegte Untersuchung deut-
scher, amerikanischer und japanischer Öko-
nomen kommt zu dem Ergebnis, daß ein wei-
terer Ausbau des Osthandels die westlichen 
Länder nicht schwächen, sondern ihnen im 
Gegenteil wertvolle Absatzmärkte und Res-
sourcen verschaffen wird 50).  Diese Auffassung 
hat auch die deutsche Bundesregierung stets 
vertreten. Sie glaubt, daß der Osthandel nicht 
nur beiden Seiten ökonomische Vorteile bie-
tet, sondern auch zur politischen Entspan-
nung beiträgt. Sie hat es daher auch bisher 
vermieden, politische Forderungen mit han- 
") Ebd., S. 2.
18) W. Münster, Ohne Exporte geht nichts in der 
Landwirtschaft der USA in: EG-Magazin, Februar 
1983, S. 17.
1 Kein Unterlaufen der Blockade gegen die So-
wjetunion, in: EG-Magazin, 4/1982, S. II.

) Ost-West-Handel. Ostgeschäfte schaden dem 
Westen nicht, in: Handelsblatt vom 4./5.6. 1982, 
S. 3.

deispolitischen Bedingungen zu verbinden. In 
Anerkennung der anderen Interessenlage der 
Europäer hat sich die amerikanische Regie-
rung in der letzten Luxemburger Tagung der 
NATO-Außenminister für den wirtschaftli-
chen Bereich kompromißbereit gezeigt und 
anerkannt, daß der Osthandel der Entspan-
nung und der Herstellung eines konstruktive-
ren Ost-West-Verhältnisses dient, wobei je-
doch Sicherheitserwägungen auf technologi-
schem, wirtschaftlichem und finanziellem Ge-
biet unter Einschluß der Exportkredite be-
rücksichtigt werden müßten51.

51). Technologieexport, Rüstungs- und 
Regierungskäufe

USA sind bestrebt, ihren Einfluß auf ihre 
Verbündeten dahingehend geltend zu ma-
chen, daß sie weder Rüstungsgüter noch sol-
che Technologien in Länder des Ostblocks 
und der Dritten Welt exportieren, die mögli-
cherweise die Sicherheit der USA oder ande-
rer Verbündeter bedrohen könnten. Aus die-
sem Grunde hatte Präsident Carter massiv bei 
der deutschen Bundesregierung gegen den 
Abschluß des Vertrages zum Bau eines Kern-
kraftwerks zwischen deutschen Firmen und 
Brasilien interveniert. Denn nach Auffassung 
der amerikanischen Behörden erlaubt es die 
exportierte deutsche Technologie den Brasi-
lianern, aus den Nebenprodukten der Kern-
umwandlung zum Zwecke der Elektrizitätser-
zeugung auch Atombomben herzustellen. 
Nicht geklärt ist, inwieweit die Lobby der 
amerikanischen Hersteller von Kernkraftwer-
ken diese Intervention der Regierung beein-
flußt hat.
Käufe von Rüstungsgütern durch die Regie-
rungen sollen vereinbarungsgemäß nach dem 
besten Gebot von Firmen aus dem NATO- 
Bereich durchgeführt werden. In der Praxis 
wird dies jedoch anders gehandhabt und er-
gibt Reibungspunkte zwischen den USA und 
der Bundesrepublik Deutschland. Zwei Bei-
spiele sollen dies verdeutlichen. Die Europäi-
sche Gemeinschaft protestierte beim US-Ver-
teidigungsministerium gegen Bestimmungen 
des Haushaltsgesetzes für das Fiskaljahr 1982, 
nach denen Edelstähle, Fahrzeuge für den 
Verwaltungsbereich des Militärs, Austausch 
von technischen Daten und Ankauf von 
Schutzkleidung für die chemische Kriegfüh-
rung in den USA zu 52 beschaffen sind ).  Ande-



rerseits protestierte die amerikanische Regie-
rung gegen eine Entscheidung des deutschen 
Bundeswirtschaftsministeriums, einen Com-
puterauftrag über 3,5 Mill. $ nicht an die ame-
rikanische Firma Burroughs, sondern an die 
deutsche Firma Siemens zu vergeben, obwohl 
Siemens ihr Angebot zu ähnlichen Konditio-
nen erst nach Tend

53
erschluß eingereicht 

hatte ).
In den hier erwähnten Bereichen sind auch in 
der Zukunft wirtschaftliche Interessenkon-
flikte zwischen den USA und der Bundesre-
publik vorprogrammiert, da die Regierungen 
beider Länder ihren Industrien zum Exporter-
folg verhelfen möchten. Denn Großaufträge 
besitzen einen erheblichen Beschäftigungs- 
und Einkommenseffekt für das jeweilige 
Land, der bedeutender als politische Grund-
satz-Positionen ist.

6. Interessengruppen und Protektionismus

Organisierte Interessengruppen formieren 
sich in allen westlichen Industrieländern zu 
Vorstößen gegen Regierung und Parlament, 
wenn sie ihre Interessen durch massive Im-
porte aus anderen Ländern verletzt sehen. 
Die Interessengruppen intervenieren aber 
auch, um die Hilfe ihrer Regierung zur Ver-
besserung ihrer Exportchancen zu erhalten. 
So forderte die amerikanische Automobilin-
dustrie gemeinschaftlich mit dem gewerk-
schaftlichen Dachverband AFL-CIO einen Im-
portschutz vor japanischen Autos durch Fest-
legung einer Importquote auf dem Niveau 
von 1976 für drei Jahre mit einer anschließen-
den Übergangszeit von zwei Jahren, in denen 
nur ein Importzuwachs von 5 % pro Jahr ge-
stattet sein sollte543). Daraufhin nötigte der 
amerikanische Handelsbeauftragte Bill Brock 
den Japanern eine „freiwillige Selbstbe-
schränkung" ihrer Autoexporte in die USA 
auf, die wiederum einen verstärkten Export-
druck japanischer Autos auf die Bundesrepu-
blik zur Folge hatte.

53) US Lodges Protest Over a German Denial of 
Burroughs Contract, in: The Wall Street Journal 
vom 24. 10. 1980, S. 38.
54) Amerikas Autoindustrie fordert Importschutz,
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Blick durch die 
Wirtschaft vom 2.2. 1981.

Der amerikanische Handelsminister Bal-
dridge versprach der heimischen Textilindu-
strie den erwünschten Schutz vor Textilein-
fuhren, nachdem der Textilverband massiv 
auf den Verdrängungswettbewerb ausländi-
scher Textilerzeugnisse hingewiesen hatte. 
Der amerikanische Landwirtschaftsminister 

Bob S. Burkland der Carter-Administration 
plädierte unter dem Druck der Farmer-Lobby 
für ein amerikanisches Weizen-Exportkartell 
und der Landwirtschaftsminister der Reagan- 
Administration John Block kämpft gegen die 
Agrarsubventionen der EG. Alle diese protek-
tionistischen Bestrebungen amerikanischer 
Interessengruppen, die häufig ihre Regierung 
zu den geforderten protektionistischen Maß-
nahmen veranlassen und im Gegensatz zu der 
allgemein erklärten Freihandelspolitik der 
Regierung stehen, treffen auch die Bundesre-
publik Deutschland.
In seinem Wirtschaftsbericht an den Kongreß 
am 10. Februar 1982 sagte Präsident Reagan:,,! 
see an expansion of the international trading 
System as the chief Instrument for economic 
growth in many of the less developed coun- 
tries as well as an important factor in our own 
future and that of the world's other major 
industrial nations. To this end, I reaffirm my 
Administration’s commitment to free trade. 
International Cooperation is particularly vital, 
however, in confronting the challenge of 
increased protectionism both at home and 
abroad. My Administration will work closely 
with other nations toward reducing trade bar- 
riers of an even-handed basis."55 ) Diese Kon-
zeption des Präsidenten Reagan liegt auf der 
Linie der von der Bundesregierung vertrete-
nen Handelspolitik und wird in der Zukunft 
sicherlich zu Kompromissen und zur Über-
windung protektionistischer Bestrebungen in 
beiden Ländern führen.
Der einzige Bereich, in dem eine Kompromiß-
lösung unterschiedlicher Interessen kaum 
möglich erscheint, ist die EG-Agrarpolitik. 
Doch auch in diesem Sektor sollte es länger-
fristig im Eigeninteresse der EG liegen, Über-
produktionen bestimmter Agrargüter zu ver-
meiden und eine Subventionierung der 
Agrarexporte überflüssig zu machen.

7. Währungspolitik
Währungspolitisch ist die Bundesrepublik 
Deutschland in das Europäische Währungssy-
stem (EWS) mit festen Wechselkursen zwi-
schen den Währungen der beteiligten EG- 
Länder und einem Blockfloating gegenüber 
dem US-Dollar eingebunden. In diesem Wäh-
rungsblock ist die D-Mark die stärkste Wäh-
rung und besitzt mit 33 % das stärkste Ge-
wicht im Währungskorb der als Bezugsgröße 
des Systems fungierenden, neu geschaffenen 

55) Economic Report of the President Transmitted 
to Congress, a. a. O. (Anm. 16), S. 8.



Währungseinheit ECU (European Currency 
Unit), gefolgt vom französischen Franc mit ei-
nem Gewicht von ca. 20 %. Aufgrund dieser 
Stärke der D-Mark im EWS wirken sich kurz-
fristige Kapitalströme nach den USA oder 
von den USA in erster Linie auf Wechselkurs-
änderungen des US-Dollars gegenüber der 
D-Mark aus. Diese Kapitalströme werden üb-
licherweise ausgelöst durch eine Verände-
rung der relativen Zahlungsbilanzposition der 
Bundesrepublik gegenüber derjenigen der 
USA durch eine Veränderung des Inflations-
gefälles und/oder durch eine Veränderung 
des realen Zinsgefälles zwischen beiden Län-
dern.

Beim Weltwirtschaftsgipfel in Versailles am 
4.—6. Juni 1982 hat der amerikanische Fi-
nanzminister Regan am 5. Juni 1982 zugesagt, 
daß in Zukunft das Federal Reserve Board 
stärker als bisher am Devisenmarkt interve-
nieren wird, „wenn es die Verhältnisse erfor-
dern". Diese Aussage ändert jedoch nichts an 
der bisherigen amerikanischen Praxis des „be-
nign neglect" und wird in der Zukunft mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit zu währungspoliti-

schen Divergenzen zwischen der Bundesre-
publik und den USA führen. Da die D-Mark 
— ohne es zu wollen — zur zweitwichtigsten 
Reservewährung der Welt aufgerückt ist, muß 
die deutsche Regierung und Bundesbank in 
Zukunft bestrebt sein, die ECU ebenso wie 
das Sonderziehungsrecht des Internationalen 
Währungsfonds als internationales Reserve- 
und Ausgleichsmedium (zum Ausgleich von 
.Zahlungsbilanzsalden) zuzulassen und da-
durch den US-Dollar in dieser Eigenschaft 
teilweise zu ersetzen. Falls das gelingen soll-
te, würde es die USA der Möglichkeit berau-
ben, durch eine zusätzliche, nur im Ausland 
wirksame Geldschöpfung in Dollars Zah-
lungsbilanzdefizite der USA ohne Erzwin-
gung eines Konsumverzichtes im Inland und 
ohne internationale Kreditaufnahme zu finan-
zieren. Dies könnte aber wiederum die USA 
veranlassen, in Zukunft noch stärker als bis-
her von ihren Atlantischen Verbündeten und 
Japan einen wesentlich höheren Finanzie-
rungsbeitrag zu den gemeinsamen Verteidi-
gungslasten der NATO, den internationalen 
Organisationen und den Institutionen der 
multilateralen Entwicklungshilfe zu fordern.



Jochen Bethkenhagen/Heinrich Machowski

Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen: Weiterentwicklung 
oder Restriktion?
Als Ost-West-Handel wird im folgenden der 
Warenaustausch zwischen den sieben euro-
päischen Mitgliedsländern des „Rates für ge-
genseitige Wirtschaftshilfe" (RGW) und den 
24 Staaten der OECD verstanden. Für analy-
tische Zwecke muß dabei von Fall zu Fall zwi-
schen den kleineren RGW-Staaten auf der ei-
nen Seite und der UdSSR auf der anderen 

Seite unterschieden werden. Die Untersu-
chung stützt sich grundsätzlich auf die Stati-
stik der RGW-Länder. Nur bei der Behand-
lung der warenmäßigen Zusammensetzung 
des Ost-West-Handels wird auf die Außen-
handelsstatistik der OECD

1
 zurückgegriffen, 

die gegenwärtig bis 1980 reicht ).

I. Entwicklung, Struktur und Bedeutung des Ost-West-Handels
Die RGW-Ausfuhr in den Westen erreichte 
1981 einen Umfang von 32,4 Mrd. Transfer- 
Rubel (TRbl)2), das waren umgerechnet 45 
Mrd. US-$. Die RGW-Einfuhr aus dem We-
sten betrug dagegen 34,5 Mrd. TRbl (48 Mrd. 
US-$). Nach zwei Jahren mit — überwiegend 
preisbedingten — hohen Zuwachsraten im 
Ost-West-Handel hat sich die Zunahme von 
Ausfuhr und Einfuhr 1981 damit erheblich 
verringert (vgl. Tabelle 1). Nach Abzug der — 
geschätzten — Preissteigerungen hat das Vo-
lumen des Ost-West-Handels im Berichtsjahr 
stagniert. Der Westhandel der kleineren 
RGW(6)-Staaten ist real sogar deutlich gesun-
ken, demgegenüber hat der Westhandel der 
UdSSR auch real weiter zugenommen. Die Be-
deutung des Ost-West-Handels im Weltmaß-
stab ist 1981 weiter zurückgegangen. Sein An-
teil an der — nominalen — Weltausfuhr lag 
nur noch bei 3,8 vH, und dies war deutlich 
weniger als 1975 (5,8 vH), dem bisherigen Spit-
zenjahr in den Ost-West-Wirtschaftsbezie-
hungen.

1. Veränderungen in der Regionalstruktur
Anfang der siebziger Jahre waren die 
RGW(6)-Volkswirtschaften und die Sowjet-
union bei Importen und Exporten gleicherma-
ßen in einem Verhältnis von 65 zu 35 am 
gesamten Ost-West-Handel beteiligt. Bei der 
RGW-Ausfuhr in den Westen ist der Anteil 
der Sowjetunion seither auf zuletzt 55 vH ge-

1) Es ist jedoch zu beachten, daß beide Statistiken 
inhaltlich voneinander abweichen. Vgl. Heinrich 
Machowski, Ost-West-Handel weiter unter schwie-
rigen Bedingungen, in: Wochenbericht des DIW, 
Nr. 46/1982.
Systematische Abweichungen resultieren aus der 

stiegen. In dieser Verschiebung spielten die 
sowjetischen Energieexporte eine bestimmte 
Rolle. Bei der RGW-Einfuhr aus dem Westen 
haben sich die Ausgangsproportionen erst 
Mitte der siebziger Jahre verändert. Seitdem 
drosselten die kleineren Länder Osteuropas 
als Anpassung an das wachsende Handelsde-
fizit das Wachstum ihrer Westimporte, so daß 
ihr Anteil zuletzt auf 47 vH fiel. Dieser Trend 
dürfte sich fortsetzen.

geographischen Abgrenzung (einschließlich oder 
ausschließlich des innerdeutschen Handels), dem 
Handelsbegriff (General- oder Spezialhandel, d. h. 
einschließlich oder ausschließlich des Zollagerver-
kehrs), der Art der Erfassung nach Absatz- und 
Bezugsgebieten (Einkaufs- und Verkaufsland oder 
Herstellungs- und Bestimmungsland), der Art der 
Erfassung von Sondervorgängen (einschließlich 
oder ausschließlich Gold für monetäre Zwecke), der 
Wertstellung (fob oder cif); hinzu kommen zeitliche 
Diskrepanzen und unterschiedlicher Umfang der 
Geheimhaltungsvorschriften. Vermutlich sind noch 
weitere Gründe von Bedeutung, da die Abweichun-
gen zum Teil erheblich sind. Nach der RGW-Stati-
stik erzielten die RGW-Staaten 1981 im Handel mit 
den OECD-Staaten einen Importüberschuß von 
über 3 Mrd. US-$; nach der OECD-Statistik haben 
sie demgegenüber einen Exportüberschuß in Höhe 
von 140 Mill. US-$ erreicht (einschließlich des in-
nerdeutschen Handels).
Marer hat nachgewiesen, daß für die Analyse der 
Zahlungsbilanz die Daten der RGW-Statistik bes-
ser geeignet sind. Vgl. P. Marer, Toward a solution 
of the mirror statistics puzzle in East-West com- 
merce, in: F. Levcik (Hrsg.), Internationale Wirt 
schäft — Vergleiche und Interdependenzen, Fest-
schrift für Franz Nemschak, Wien und New York 
1978, S. 430 ff.
2) Der TRbl ist die gemeinsame Außenwährungs-
einheit der RGW-Staaten. Seine rechnerische Pari-
tät gegenüber anderen — östlichen und westliche 
— Währungen wird von der Internationalen Ban 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit, einer der bei-
den RGW-Banken, festgelegt. Die Parität gege 
über dem US-$ betrug 1981: 1 TRbl = 1,39 US-



Eine überragende Bedeutung als Absatzmarkt 
für die RGW-Länder kommt der EG zu. Zu 
Beginn des vergangenen Jahrzehnts wurde 
rund die Hälfte der RGW-Ausfuhr dort abge-
setzt, seit der ersten EG-Erweiterung 1973 be-
läuft sich dieser Anteil auf über 60 vH. Die 
USA waren mit 3 bis 5 Prozent beteiligt. Die 
Quote Japans an der Ausfuhr fiel von 7 vH 
(1970) auf 4 vH (1981).
Bei der Einfuhr der RGW-Länder aus dem 
Westen haben die EG-Länder zwar auch den 
höchsten Anteil, er liegt aber um rund 10 Pro-
zent unter dem Ausfuhranteil. Japans Rolle 
ist in diesem Zusammenhang (vor allem dank 
der Lieferung von Energieeinrichtungen) fast 

gleichmäßig von 5 vH (1970) auf 9 vH (1981) 
gewachsen. Das Gewicht der USA als Liefer-
land schwankte demgegenüber je nach den 
Getreidelieferungen zwischen 4 vH (1970) und 
14 vH (1979). Allein aufgrund von Getreidelie-
ferungen hatte die Sowjetunion im Zeitraum 
1971 bis 1981 einen kumulativen Importüber-
schuß in der Handelsbilanz gegenüber den 
USA von 17 Mrd. US-$. In der gleichen Zeit 
betrug der Exportüberschuß der Sowjetunion 
gegenüber der EG 13 Mrd. US-$.
Von den Teilnehmerstaaten des westlichen 
Wirtschaftsgipfels hat die Bundesrepublik 
Deutschland unverändert die höchste Ost-
handelsverflechtung aufzuweisen (Anteil des 



RGW-Marktes 1981 an der Aus
6

fuhr: 5,7 vH 
und an der Einfuhr: ,2 vH3)), demgegenüber 
weisen die USA den — mit großem Abstand 
— geringsten Verflechtungsgrad auf (Aus-
fuhr: 1,9 vH, Einfuhr: 0,6 vH).

3) Einschließlich innerdeutscher Handel.

4 In der sowjetischen Außenhandelsstatistik wer-
den die importierten Getreidemengen seit 1976 
nicht mehr vollständig ausgewiesen. Die Daten be-
ziehen sich auf das Kalenderjahr.
5) Insgesamt mußte die UdSSR 1981 Getreide im 
nicht-sozialistischen Ausland, d. h. gegen konver-
tible Währungen, im Wert von 4,3 Mrd. TRbl 
(5,9 Mrd. US-$) kaufen (ca. 40 bis 44 Mill. t).
6) Es handelt sich um eine amerikanische Schät-
zung; denn die UdSSR hat bislang noch keine amt-
liche Zahl über das Ernteergebnis von 1981 ver-
öffentlicht. Die Ernte für 1982 wird jetzt auf 
180 Mill, t geschätzt.

2. Struktur der RGW-Ausfuhr

Die Zunahme der sowjetischen Westausfuhr 
ging ausschließlich auf das Plus bei Energie-
rohstoffen zurück (+ 16,5 vH). Auf diese Wa-
renposition entfielen im Jahr 1981 bereits 
mehr als drei Viertel der Exporterlöse auf 
westlichen Märkten (1980: 71,5 vH). Der Lö-
wenanteil der Energieexporte bestand nach 
wie vor aus Mineralöl: Die UdSSR hat 1981 
über 52 Mill, t auf dem OECD-Markt abge-
setzt (das waren 8,5 vH weniger als im Vor-
jahr). Da der Durchschnittswert um — schät-
zungsweise — 20 vH gestiegen war, konnte 
sie für diese Menge rd. 10,5 Mrd. TRbl erlösen. 
Die Einnahmen aus Erdgasexporten erreich-
ten 2,9 Mrd. TRbl (4 Mrd. US-$) und stiegen 
damit wesentlich schneller mit 59 vH (Menge: 
+ 5,5 vH; Preis: 50,5 vH); sein Anteil an den 
gesamten Energieexporten der UdSSR er-
höhte sich um sechs Punkte auf knapp 22 vH 
(Mineralöl: 1981 = 76 vH; 1980 = 81 vH).
Die sowjetischen Exporte von Maschinen, 
Ausrüstungen und Fahrzeugen (nach der 
RGW-Warenklassifizierung) betrugen demge-
genüber 1981 nur 0,9 Mrd. TRbl (—5 vH ge-
genüber 1980), sie waren damit am gesamten 
Westexport des Landes nur mit 5 vH beteiligt 
(1980: 6 vH). Dies unterstreicht die anhaltende 
Exportschwäche der sowjetischen Industrie.
Betrachtet man die längerfristigen Verände-
rungen in der Warenzusammensetzung der 
sowjetischen Westausfuhr — dafür muß auf 
die OECD-Statistik zurückgegriffen wer-
den —, dann zeigt sich, daß auf die Gruppe 
der Vorleistungsgüter inzwischen 95 vH des 
Westexports entfielen (1970: 88 vH). Die 
Gruppe der Fertigerzeugnisse war unverän-
dert mit vier Punkten vertreten, der unbedeu-
tende Rest waren Agrarerzeugnisse (1970: 
7 vH).
Die Struktur der RGW(6)-Ausfuhr ist demge-
genüber differenzierter. Auf die Position der 
Vorleistungsgüter entfiel hier — bei leicht 
ansteigender Tendenz (1980: 59,5 vH; 1970: 
52 vH) — mehr als die Hälfte aller Lieferun-
gen. An Boden verloren haben die Agrargü-
ter; ihr Anteil ging um 15 Punkte auf 12 vH 
zurück. Dieser Verlust ist sowohl durch die 

abnehmende Leistungsfähigkeit der nationa-
len Landwirtschaften in Osteuropa als auch 
durch die auf Autarkie abzielende gemein-
same Agrarpolitik der EWG verursacht wor-
den. Den RGW(6)-Volkswirtschaften ist es im 
Laufe der letzten zehn Jahre gelungen, diese 
Verluste durch entsprechende Steigerungen 
bei Fertigwaren weitgehend wettzumachen 
(1980: 28,5 vH; 1970: 20,5 vH). Da in dieser 
Gruppe allerdings Güter verbrauchsnaher In-
dustrien dominieren, machen sich hier so-
wohl hohe Zollmauern als auch andere pro-
tektionistische Maßnahmen westlicher Indu-
striestaaten (in einem allerdings kaum quanti-
fizierbaren Ausmaß) negativ bemerkbar.

3. Struktur der RGW-Einfuhr
Die UdSSR dürfte 1981 auf dem OECD-Markt 
schätzungsweise 22 Mill, t Getreide gekauft 
haben (1980: ca. 19 Mill. t)4). Die Importrech-
nung erhöhte sich um über 27 vH auf 2,7 Mrd. 
TRbl (3,8 Mrd. US-$)5). 43 vH der importierten 
Menge stammten aus den USA (1980: 38 vH), 
allerdings haben die USA, bedingt durch das 
von Präsident Carter verfügte Teilembargo 
vom 4. 1. 1980, das Präsident Reagan am 28. 4. 
1981 wieder auf hob, ihre führende Position als 
Getreidelieferant der UdSSR an Argentinien 
abgetreten (1981: ca. 15 Mill. t).
Das auf dem sogenannten kapitalistischen 
Markt gekaufte Getreide entspricht einem 
Anteil von 20 vH (1980: 16,5 vH) des Inlands-
aufkommens. Die Sowjetwirtschaft ist damit 
in beträchtlichem Umfang vom Weltgetreide-
markt abhängig. Dies ist sowohl das Ergebnis 
der Leistungsschwäche der eigenen Landwirt-
schaft — die jährliche Erntemenge schwankte 
zwischen 136 Mill, t (1975) und 238 Mill, t 
(1979), und lag 1981 bei ca. 170 Mill.t6) — als 
auch der Lebensstandardpolitik der sowjeti-
schen Führung, die u. a. darauf abzielt, trotz 
des Mangels an eigenen Futtermitteln die 
Tierproduktion und den Pro-Kopf-Verbrauch 
von Fleisch zu halten. Dieses Ziel ist für die 
sowjetische Wirtschaftspolitik so wichtig, daß 



Getreideimporte aus dem nicht-sozialisti-
schen Ausland für eine überschaubare Zu-
kunft un 7abdingbar bleiben ).
An den gesamten Westimporten der RGW(7)- 
Länder waren Agrarprodukte aus OECD-Län- 
dern mit einer Quote von 10 vH (1974) bis 
20 vH (1980) beteiligt. Wichtigste Importwa-
rengruppe waren in dieser Periode allerdings 
industrielle Vorleistungsgüter mit einem An-
teil von knapp unter 50 vH, gefolgt von der 
Position Fertigwaren, deren Gewicht um 10 
Punkte auf 33 vH gesunken ist Offensichtlich 
waren die osteuropäischen Volkswirtschaften 
bemüht, den Anteil der Vorleistungsimporte 
auf Kosten der Investitionsgüter konstant zu 
halten, mit anderen Worten: Die Westim-
porte waren für die laufende Versorgung der 

Wirtschaft mit Rohstoffen und Halbwaren 
wichtiger, denn als Quelle für Technologie. 
Eine solche Importstrategie entspricht auch 
dem erwarteten Verhalten zentral geplanter 
Wirtschaften: Die laufende Planerfüllung ist 
viel wichtiger als das zukünftige Wachstum. 
Als eine weitere Hypothese für die Erklärung 
der Veränderung in der Importstruktur 
kommt hinzu, daß sich das Tempo der Sachka-
pitalbildung in Osteuropa in der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre spürbar verlang-
samt hat, die gesamtwirtschaftliche Investi-
tionsquote ist allenthalben — Rumänien al-
lerdings ausgenommen — gesunken; dieser 
Trend soll die staatliche Investitionspolitik 
der RGW-Länder bis 1985 weiterhin kenn-
zeichnen8).

8) Jochen Bethkenhagen, Maria Lodahl, Heinrich 
Machowski, Maria Elisabeth Ruban, The CMEA 
countries problematic plan targets. Five-year-plan 
1981—1985: higher productivity, combined with 
austerity, in: Economic Bulletin, Number 7/1982.

II. Sonderprobleme des Ost-West-Handels

1. Kreditpolitik: Gefahr durch Zurückhal-
tung des internationalen Bankensystems

Die Handelsbilanz der RGW-Staaten schloß 
1981 mit einem Fehlbetrag von über 3 Mrd. 
US-$ ab, das waren 500 Mill. US-$ mehr als 
ein Jahr zuvor. Die RGW(6)-Staaten konnten 
ihr Defizit um über eine Mrd. auf rd. zwei 
Mrd. US-$ verringern, für die UdSSR brachte 
das Jahr eine Verschlechterung um eine 
halbe Mrd. (1980) auf eine Mrd. US-$ (1981).
Insgesamt haben die osteuropäischen Länder 
im OECD-Handel von 1971 bis 1981 einen ku-
mulierten Passivsaldo in Höhe von 64,5 Mrd. 
US-$ hinnehmen müssen (RGW[6): 46 Mrd.; 
UdSSR: 18,5 Mrd.). Zur Finanzierung dieses 
Importüberschusses mußten sich diese Volks-
wirtschaften im Westen hoch verschulden, 
über den tatsächlichen Umfang der östlichen 
Kreditaufnahme liegen allerdings nur westli-
che Schätzungen vor.
Nach Angaben aus westlichen Bankkreisen 
(vgl. Tabelle 3) betrug die RGW-Verschuldung 
in konvertiblen Währungen per 31.12.1981 
rund 75,5 Mrd. US-$ netto (das ist die Summe 
sämtlicher Verbindlichkeiten abzüglich der 
RGW-Forderungen an westliche Geschäfts-
banken, die an die Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) berichten). Die 

Summe der Nettoverschuldung erhöhte sich 
damit gegenüber dem Vorjahr um rund 5 Mrd. 
US-$ (1980: +11 Mrd.).
Geht man von den internationalen Zinssätzen 
aus, die von der ECE (aus einem Durchschnitt 
von Euro-Währungen) geschätzt wurden, 
dann erhöhte sich die Zinsbelastung der 
RGW(6)-Volkswirtschaften 1981 um über 
2 Mrd. auf 8,2 Mrd. US-$, ihre Zinsendienst-
quote stieg von 27 auf 40 vH der Exporterlöse 
im OECD-Raum; im einzelnen schwankte 
diese Quote zwischen 15 vH (CSSR) und 
83 vH (Polen). Dieser rasche Anstieg der Zins-
belastung ging dabei zu drei Viertel auf das 
höhere Zinsniveau zurück (eine Zinssenkung 
um ein Prozent würde für Osteuropa eine 
Entlastung von über 750 Mill. US-$ bringen). 
Für die UdSSR ergibt diese Modellrechnung 
einen Zinsendienst von 1,5 Mrd. US-$ ( + 500 
Mill.), das waren 6 vH der Westexporte — die 
sowjetische Wirtschaft dürfte unter ökonomi-
schen Kriterien nach wie vor eine Kredit-
adresse bester Bonität sein.
Kontrollrechnungen für einige Länder haben 
ergeben, daß der hier geschätzte Zinsendienst 
nach oben verzerrt sein dürfte. Der rapide 
Anstieg der Zinsendienstquote wird dennoch 
relativ gut wiedergegeben. Zu dieser auch in 
internationalem Maßstab recht hohen Schul-

7) Die UdSSR hat bisher längerfristige Getreidelie- 
lerabkommen mit folgenden Staaten abgeschlos- 
sen: USA (1975: Mindestmenge jährlich 6 Mill, t), 
Kanada (1981: 5 Mill, t), Argentinien (1981: 4 Mill, t) 
und Frankreich (1982: 1.5 Mill. t). 



denlast der kleinen RGW-Länder kommt die 
allgemeine Vertrauenskrise in der Kreditwür-
digkeit der RGW-Staaten hinzu, die im inter-
nationalen Bankensystem aufgrund der polni-

sehen und rumänischen Zahlungsunfähigkeit 
ausgebrochen ist. Für die RGW-Volkswirt-
schaften stehen gegenwärtig keine neuen 
Bankkredite zur Verfügung; im Gegenteil, die 
Banken bestehen auf der Rückzahlung der fäl-
ligen Kredite. Das beweist die Entwicklung 
der osteuropäischen Netto-Verschuldung bei 
den BIZ-Geschäftsbanken (in Mrd. US-$):

Die Kredittilgung konnte durch die RGW- 
Staaten im wesentlichen aus ihren Guthaben 
finanziert werden, die sich — 1t. BIZ-Statistik 
— von 15,6 Mrd. (Ende 1980) auf 11,8 Mrd. 
US-$ (Ende Juni 1982) verminderten. Künftig 
müssen die RGW-Staaten einen Exportüber-
schuß in der Warenbilanz erzielen, um auf 
Dauer ihren Finanzverpflichtungen nachkom- 
men zu können, und dies läßt sich gegenwär-
tig wohl nur durch eine Importdrosselung er-
reichen.
Erschwert hat sich die Lage der RGW-Länder 
auf dem westlichen Kreditmarkt auch durch 
den kürzlich erzielten OECD-Konsens über 
die Mindestzinsen bei staatlichen Exportkre-
diten. Dieses Gentlemans Agreement vom 
21. Juli 1982, das zunächst bis l.Mai 1983 in 
Kraft bleibt, schreibt im einzelnen folgende 
Mindestzinssätze für staatlich subventio-
nierte Kredite vor (alte Zinshöhe):

Nach der jetzt gültigen Regelung gehören die 
UdSSR, die DDR und die CSSR der reichsten 
Ländergruppe an. Vor der Übereinkunft wur 



den alle RGW-Stäaten der zweiten Länder-
gruppe zugerechnet.
Die Liquiditätskrise Mexikos und anderer la-
teinamerikanischer Schuldnerstaaten im 
Sommer dieses Jahres hat die weltweiten Fi- 
nanzierungs- und Zahlungsprobleme drama-
tisch verschärft9). Es besteht zwar die Gefahr, 
daß die Banken durch eine übervorsichtige 
Reaktion die internationale Verschuldungs-
krise noch verschärfen. Die Notenbanken der 
westlichen Länder und der IMF versuchen 
aber, das internationale Bankensystem funk-
tionstüchtig zu erhalten10 ). Für die RGW- 
Volkswirtschaft erwächst daraus die Hoff-
nung, daß die Banken ihre gegenwärtig rigide 
Politik ihnen gegenüber aufgeben werden. Al-
lerdings müssen hochverschuldete RGW-Län-
der alle Anstrengungen unternehmen, um 
ihre Handelsbilanzen gegenüber dem Westen 
ins Gleichgewicht zu bringen. Das ist die ein-
zige Chance, ihre Kreditwürdigkeit zu erhö-
hen. Einem solchen Umschwung in der Kre-
ditpolitik der westlichen Banken stehen aber 
auch die politischen Belastungen im Wege, 
die gegenwärtig auch den Ost-West-Wirt- 
Schaftsverkehr beeinträchtigen.

11) CoCom (Coordinating Committee) wurde 1950
mit dem Zweck gegründet, bestimmte Exporte in
kommunistische Staaten (ohne Jugoslawien und 
Kuba) zu kontrollieren. Im CoCom arbeiten alle 
NATO-Staaten (ohne Island) und Japan zusam-
men.
12) Eigentlich gibt es drei CoCom-Listen: 1. Liste
der Waffen, 2. Liste der Nukleartechnologie und
3. Liste der „sensiblen“ Technologie. Während die 
beiden ersten Listen unter den CoCom-Staaten 
kaum umstritten sind, ist der Inhalt der dritten 
Liste immer schon Gegenstand von — teilweise 
heftigen — Kontroversen gewesen.

2. Gemeinsame Osthandelspolitik
des Westens?

Der amerikanische Präsident hatte nach Ein-
führung des Kriegsrechts in Polen (13. Dezem-
ber 1981) eine Reihe von Wirtschaftssanktio-
nen zunächst gegen Polen (23. Dezember 
1981) und dann auch gegen die UdSSR (29. De-
zember 1981) verhängt. Soweit diese Maßnah-
men die Sowjetunion betrafen, ging es im 
Kern um ein Exportverbot von Energieausrü-
stungen, elektronischem Gerät (vor allem 
Computern) und Ausrüstungen, die eine fort-
geschrittene Technologie verkörpern (high- 
technology materials11). Am 18. Juni 1982 hatte 
Präsident Reagan entschieden, seine gegen 
die UdSSR gerichteten Embargomaßnahmen 
auch auf ausländische Tochtergesellschaften 
amerikanischer Firmen und auf US-Lizenz-
produktionen im Ausland auszudehnen. 
Diese Ausdehnung war eine extraterritoriale 
Anwendung amerikanischen Rechts, griff in 
bestehende Verträge ein und sollte die west-
europäischen Verbündeten und Japan veran-

9) Die Netto-Verschuldung der sieben am höchsten 
verschuldeten lateinamerikanischen Länder bei 
B-ZBanken betrug Ende 

10)
1981 über 118 Mrd. US-$. 

°  ..Mexicos liquidity crises has made it clear that 
to continue lending to the heavily indebted coun- 
tries of the world is the only available course", in: 
Financial Times vom 15. 10. 1982. 

lassen, sich der amerikanischen Sanktionspo-
litik anzuschließen. Außerdem verlangten die 
USA eine Reduzierung des Kreditvolumens 
und eine Verschärfung der Kreditbedingun-
gen im Ost-West-Geschäft.
Am 13. Dezember 1982 hat Präsident Reagan 
die Embargomaßnahmen in Zusammenhang 
mit dem Erdgas-Röhren-Geschäft wieder auf-
gehoben und mitgeteilt, daß er mit den Regie-
rungen der anderen Teilnehmer des westli-
chen Wirtschaftsgipfels eine neue — restrik-
tivere — Außenhandelsstrategie gegenüber 
den RGW-Staaten entwickelt habe. Kern-
stück sei
— der Verzicht auf weitere Gasgeschäfte mit 
der UdSSR, solange nach Alternativlösungen 
gesucht werde,
— eine Verschärfung der Exportkontrolle für 
strategisch wichtige Güter,
— eine Harmonisierung der Kreditpolitik.
Gegenwärtig ist allerdings noch nicht abzuse-
hen, welche Auswirkungen diese Ankündi-
gung auf den Ost-West-Handel haben wird. 
Eine vertragliche Vereinbarung liegt noch 
nicht vor; Einzelheiten müssen erst noch fest-
gelegt werden. Frankreich hat zu der Erklä-
rung von Präsident Reagan bereits eine di-
stanzierende Stellungnahme abgegeben.
Es ist im Westen weitgehend anerkannt, daß 
die Exportkontrolle im Rahmen des Co- 
Com1) aus sicherheitspolitischen Überlegun-
gen wichtig sind und in Zukunft je nach Be-
darf erweitert werden sollten. Für eine Ver-
besserung dieses Kontrollmechanismus gibt 
es dennoch sachliche und politische Grenzen. 
Exportbeschränkungen von „sensibler" Tech-
nologie, die sowohl für militärische als auch 
für zivile Zwecke eingesetzt werden kann 
(„dual-use-items"), sollten nicht, wie häufig ge-
fordert wird, „verschärft" werden, wenn damit 
mehr als nur eine Anpassung der CoCom- 
Liste12 ) an den technischen Fortschritt ge-
meint ist. Denn die drei wichtigsten Grundla-
gen der CoCom-Kontrolle müssen im Inter-



esse eines Fortbestandes dieses bislang er-
folgreichen Instrumentariums unverändert 
bleiben: Informelle Basis (gentleman’s agree- 
ment), Einstimmigkeit und Geheimhaltung. 
Außerdem darf die CoCom-Liste nicht zu ex-
tensiv gestaltet werden: Wichtige westliche 
Industriestaaten — z. B. die Schweiz, Schwe-
den und Österreich — gehören dem CoCom 
nicht an. Eine zu weitgehende Abgrenzung 
der „sensiblen" Technologie würde es diesen 
Staaten erschweren, sich freiwillig an den Ex-
portkontrollen zu beteiligen — zum Nachteil 
der Industriekooperation zwischen westli-
chen Staaten13 ).

15) Vgl. Jochen Bethkenhagen und Heinrich Ma-
chowski, Entwicklung und Struktur des deutsch-
sowjetischen Handels — Seine Bedeutung für die
Volkskwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland
und der Sowjetunion, in: Sonderhefte des DIW, 
Nr. 136/1982

Die Forderung nach einer Verschärfung der 
Exportkreditbedingungen hatte bereits zu 
dem genannten OECD-Konsens über Min-
destzinsen bei staatlichen Exportkrediten ge-
führt. Damit ist es gelungen, die Wettbe-
werbsverzerrungen auf diesem Kreditmarkt 
wenigstens teilweise zu beseitigen. Eine dar-
über hinausgehende gemeinsame Kreditpoli-
tik westlicher Geschäftsbanken gegenüber 
Osteuropa ist jedoch weder durchsetzbar 
noch aus wettbewerbspolitischen Gründen 
überhaupt wünschenswert.

Abgesehen von wenigen Ausnahmen — zum 
Beispiel innerdeutscher Handel, Kreditab-
kommen Bundesrepublik Deütschland/Volks- 
republik Polen von 1975 — sind spezifische 
kredit- und handelspolitische Vorteile für die 
RGW-Staaten im Ost-West-Handel nicht 
nachzuweisen14 ). Die Forderung nach Wegfall 
von Vorzugsbedingungen entbehrt also jeder 
Grundlage. Umgekehrt ist es aber eine Illu-
sion zu glauben, daß die RGW-Länder durch 
spezifische handels- und kreditpolitische Er-
schwernisse zu politischen Konzessionen ver-
anlaßt werden könnten.

13) Auf der diesjährigen Schweizer Werkzeugma-
schinenausstellung in Moskau sagte der Bundes-
rats-Delegierte, „daß für die Schweiz als neutralem 
Staat die im Rahmen der CoCom getroffenen Ver-
einbarungen nicht verpflichtend seien. In Fällen, 
bei denen sich komplizierte Interpretationspro-
bleme stellten, liege es jedoch im Eigeninteresse 
betroffener Firmen, sich an eingegangene Ver-
pflichtungen bezüglich ausländischer Bestandteile 
und Lizenzen zu halten... Um eine Frontalkolli-
sion mit den CoCom-Kontrollen zu vermeiden, 
scheint der Schweizer Hersteller gewöhnlich den 
Ausweg zu wählen, statt US-Lizenzen oder US- 
Bestandteilen Eigenentwicklungen zu verwenden“, 
in: Neue Zürcher Zeitung vom 24./25. 10. 1982.
,4) Auch die Lieferung verbilligter Butter aus EG- 
Beständen ist keine Subventionierung der UdSSR, 
sondern eine Unterstützung für die Bauern in der 
EG.

3. Zur westlichen Diskussion über die so-
wjetischen Technologieimporte aus dem 
Westen

Der Handel mit Osteuropa, darunter insbe-
sondere der Warenaustausch mit der UdSSR, 
wird in der westlichen Öffentlichkeit auch als 
ein politisches Phänomen angesehen. Der 
hohe politische Stellenwert steht dabei in der 
Regel im Gegensatz zur tatsächlichen ökono-
mischen Bedeutung. In der — vielfältig emo-
tional geführten -— Diskussion sind besonders 
diejenigen Stimmen zu hören, die diesen 
Handel entweder ganz ablehnen oder ihm zu-
mindest sehr kritisch gegenüberstehen; das 
gilt in erster Linie in bezug auf die sowjeti-
schen Technologiekäufe. Den Urteilen, die 
zum Teil auch von Fachleuten geteilt werden, 
kommt sicherlich zugute, daß es bisher auf-
grund der sowjetischen Geheimniskrämerei 
unmöglich war, Kosten und Nutzen des Tech-
nologietransfers zu vergleichen.
Im folgenden soll die Bedeutung der westli-
chen Technologie für die sowjetische Wirt-
schaft diskutiert werden15 ). Grundsätzlich ist 
jeder internationale Handel, der auf eine öko-
nomisch rationale Art und Weise abgewickelt 
wird, für die beteiligten Volkswirtschaften 
von Vorteil. So profitiert die UdSSR davon, 
daß über den Westhandel Kapitalgüter bezo-
gen werden, die sonst überhaupt nicht oder 
nur zu sehr hohen Kostenherzustellen wären. 
Hinzu kommt, daß auf diesem Wege jederzeit 
Güter eingeführt werden können, die dazu 
beitragen, sonst unvermeidliche Produktions- 
und/oder Versorgungsstörungen zu verhin-
dern oder zu mildern — die sowjetischen Ge-
treidekäufe der letzten Jahre sind das beste 
Beispiel für diese „Feuerwehr- oder Lücken- 
büßerfunktion" des Westhandels.
Gleichwohl sollte man die ökonomischen 
Vorteile aus dem Westhandel für die UdSSR 
nicht überbewerten. Im internationalen Ver-
gleich dürfen sie — angesichts der Größe des 
sowjetischen Binnenmarktes — eher gering 

� sein: Der — grob geschätzte — Anteil westli-
cher Maschinen an den sowjetischen Ausrü-
stungsinvestitionen hat sich zwar in den sieb-
ziger Jahren verdoppelt, er betrug aber 1980 
immer noch weniger als 10 %. Der Außenhan-
del insgesamt und der Westhandel im beson-



deren können in der UdSSR nur einen sehr 
begrenzten Beitrag zum Wirtschaftswachs-
tum leisten16 ).

20) Vgl. vor allem Joseph Berliner, The innovation 
decision in Soviet Industry, Cambridge (Mass.) and 
London 1976.
21) Abram Bergson, Conclusions, in: The USSR in 
the 1980's. Economic growth and the role of foreign 
trade, Bruxelles 1978, S. 238.
22) Michael Boretsky; Book Reviews: Ronald 
Amann, Julian Cooper and R. W. Davies, eds., The 
Technological Level of Soviet Industry. New Ha-
ven-London 1977. In: Journal of Comparative Eco-
nomics. Nr. 2/1981, S. 224.

Was den Spezialfall der Einfuhr westlicher 
Technologie angeht, profitiert die Sowjet-
union wie jede rückständige Volkswirtschaft 
— und sie ist auf dem Gebiet der Ziviltechno-
logie gegenüber dem industrialisierten We-
sten im Rückstand — vom Technologietrans-
fer aus den höher entwickelten Ländern. Dies 
gilt insbesondere für bestimmte Sektoren der 
Sowjetwirtschaft (z. B. Chemie, Automobilbau, 
westsibirischer Erdöl- und Erdgaskomplex), 
wo häufig westliche Maschinen (einschl. Röh-
ren) und Technologien eingesetzt werden17 ). 
Im Rahmen des sowjetischen Gesellschaftssy-
stems, in dem der Primat der Außenpolitik 
uneingeschränkt gilt, würde die Regierung 
aber eher wirtschaftliche Friktionen hinneh-
men, als ihre außenpolitischen Entscheidun-
gen revidieren18 ). Die indirekte Bedeutung 
des Technologieimports, nämlich der Einfluß 
der westlichen Technologie auf den techni-
schen Fortschritt in der UdSSR, ist in der 
westlichen Literatur Gegenstand einer kon-
troversen Debatte. Hierbei geht es im wesent-
lichen um die Einschätzung der Rolle der im-
portierten (exogenen) versus der heimischen 
(endogenen) Technologie. Wolf zitiert ökono-
metrische Untersuchungen, die zum Ergebnis 
gelangten, „that the marginal product of im- 
ported Western machinery is 15 times the 
marginal product of indigenous machinery. 
Other studies by the same author yield a mar-
ginal product for Western machinery from 8 
to 14 times as great as that for domestic ma-
chinery. But other investigators question this 
fin

19

ding that imported machines have a dispro- 
portionately productive effect on the Soviet 
economy" ).

16) Vgl. Heinrich Machowski, Wachstumsfaktor 
Außenhandel, in: Sowjetunion 1978/79. Ereignisse, 
Probleme, Perspektiven, München—Wien 1979, 
S. 187 ff.
17) Vgl. Philip Hanson/Heinrich Vogel, Technology 
transfer between East and West: A review of the 
issues, in: Osteuropa-Wirtschaft, Nr. 2/1978, 
S. 103 ff.
18) Wolf hat im Zusammenhang mit den sowjeti-
schen Getreidekäufen in den USA zu Recht darauf 
hingewiesen, daß „Soviet leaders might have been 
much more willing to pay a high economic than 
noneconomic ,price’ to maintain minimum food 
consumption levels". Thomas Wolf, The distribution 
o economic costs and benefits in U. S. — Soviet tra-
ue, im Soviet Economy in a time of change. A com- 
pendium of papers, Joint Economic Committee 
Congress of the United States, Washington D. C. 
1979, S. 328.
19) Ebd., S. 331.

Die Innovationsträgheit — wenn nicht gar In-
novationsfeindlichkeit — des sowjetischen 
Wirtschaftssystems ist im Westen wohl be-
kannt und belegt20 ). Deswegen sind alle Zwei-
fel darüber berechtigt, daß die Sowjetunion in 
der Lage wäre, die importierten Maschinen 
und Anlagen effizienter zu nutzen als die hei-
mische Technologie. Oder wie das Bergson 
formuliert hat: „Technology transfer may be 
beneficient quite beyond the specific

21

 imports 
with which it is associated, but diffusion of 
new foreign technology in the USSR encoun- 
ters the same obstacles as impede technologi- 
cal innovation there generally" ).  Zerlegt 
man den gesamten Prozeß der technologi-
schen Innovation in die vier Phasen: For-
schung, Experimentier- und Versuchsarbeit, 
Überleitung in die Produktion („Nullserie") 
und Einführung in die Volkswirtschaft („Diffu-
sion"), dann lassen sich die Ergebnisse von 
einer ganzen Reihe von Fallstudien wie folgt 
zusammenfassen: „In general, the authors be- 
lieve that in the Overall process of technologi- 
cal innovation relativ to other countries, the 
Soviet Union does relatively well in the re- 
search phase, but less well in the production 
of actual innovation, and least well in the 
phase of diffusing innovations into the econo- 
my"22 ).
Der Einfluß der Technologieimporte auf das 
Wirtschaftswachstum sollte also nicht über-
bewertet werden. Die UdSSR wird kein zwei-
tes Japan werden: Eine nachhaltige Produkti-
vitätssteigerung läßt sich in diesem Lande 
primär nicht über den Außenhandel, sondern 
vor allem nur mit binnenwirtschaftlichen 
Maßnahmen erreichen.

4. Ost-West-Zusammenarbeit
auf dem Energiesektor

Mit der am 13. November 1982 erfolgten Auf-
hebung der amerikanischen Embargomaßnah-
men im Zusammenhang mit dem Erdgas-Röh- 
ren-Geschäft hat die Reagan-Administration 
ihre Einwände gegen eine Ost-West-Zusam- 
menarbeit auf dem Energiesektor keineswegs 



aufgegeben. Vielmehr gehört zu den amerika-
nischen Forderungen nach einer gemeinsa-
men Osthandelspolitik des Westens u. a. der 
Verzicht auf weitere Gegengeschäfte (z. B. 
Gasgeschäfte) mit der UdSSR, solange nach 
Alternativlösungen gesucht werde.
Die wichtigsten Kritikpunkte am Erdgas-Röh- 
ren-Geschäft lassen sich wie folgt zusammen-
fassen:
— Die westeuropäischen Länder, insbeson-
dere aber die Bundesrepublik Deutschland, 
würden in eine zu starke Abhängigkeit ihrer 
Energieversorgung von der UdSSR geraten. 
Dies hätte nicht nur eine wirtschaftliche Ge-
fährdung, sondern auch eine Einschränkung 
der politischen Unabhängigkeit bzw. Hand-
lungsfähigkeit zur Folge.
— Durch die Erhöhung ihrer Erdgasexporte 
würde die Sowjetunion zusätzliche Devisen-
einnahmen erzielen. Diese könnte sie zum 
Import westlicher Technologie und damit zur 
Erweiterung ihrer Rüstungskapazitäten nut-
zen.
Bei dieser Argumentation werden indes eine 
Reihe von Fakten und sich mit großer Wahr-
scheinlichkeit abzeichnende Entwicklungen 
(bewußt?) übersehen23).

23) Zur ausführlichen Würdigung der Argumente 
vgl. Erdgas aus der UdSSR. Bearb.: Jochen Bethken- 
hagen, in: Wochenbericht des DIW, Nr. 14/1981.
24) Die entsprechenden Anteile der übrigen größe-
ren westeuropäischen Staaten betrugen 1980 zwi-

sehen 0,2 vH (Großbritannien) und 7,5 vH (Italien). 
Vgl. Robert V. Roosa, Michiya Matsukawa and Ar-
nim Gutowski, East-West-Trade at a Crossroads: 
Economic Relations with the Soviet Union and 
Eastern Europe. A Task Force Report of the Trilate-
ral Commission, New York and London 1982, S. 37.
25) Zum künftigen Erdgas- bzw. Energieverbrauch 
der Bundesrepublik Deutschland vgl.: Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Energiewirt-
schaftliches Institut an der Universität Köln und 
Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts-
forschung, Der Energieverbrauch in der Bundesre-
publik Deutschland und seine Deckung bis zum 
Jahre 1995, Essen 1981, S. 302. ,
26) Vgl. Ferdinand E. Banks, Soviet Natural Gas and
the Western European Energy Shortage: the Solu

Zunächst muß in Erinnerung gerufen werden, 
daß die westeuropäischen Staaten wegen ih-
res Rohstoffmangels eine absolute Sicherheit 
ihrer Energieversorgung ohnehin nicht errei-
chen können. Nur durch eine Diversifizierung 
der Bezugsquellen läßt sich das Versorgungs-
risiko vermindern. Da die westlichen Indu-
striestaaten aber nicht nur ein langfristig ge-
sichertes, sondern zudem auch noch ein ko-
stengünstiges und umweltfreundliches Ener-
gieangebot anstreben, stellt sich die Frage, ob 
nicht gerade die vorgesehenen sowjetischen 
Erdgaslieferungen diesen Postulaten entspre-
chen.
Die Frage der Abhängigkeit soll hier vor al-
lem am Beispiel der Bundesrepublik Deutsch-
land untersucht werden. Dabei zeigt sich, daß 
die herausragende Bedeutung der Energie-
rohstoffe für den sowjetischen Export auf 
dem Energiemarkt der Bundesrepublik keine 
Entsprechung findet. 1981 hatten Energieträ-
ger sowjetischen Ursprungs (20 Mill, t SKE) 
nur einen Anteil von 5,3 vH24). Allein die Erd-

gaslieferungen in Höhe von knapp 12 Mrd. m3 
deckten rd. 20 vH des inländischen Erdgas-
verbrauchs. Nach der vorgesehenen Erhö-
hung der sowjetischen Erdgaslieferungen um 
rd. 11 Mrd. m3 würde sich den jüngsten Pro-
gnosen zufolge25 ) der sowjetische Anteil am 
Erdgasverbrauch auf 34 vH erhöhen. Ähnli-
che Anteile ergeben sich bei Realisierung der 
geplanten Vertragsabschlüsse auch für die 
anderen größeren westeuropäischen Staa-
ten26 ). Bezieht man diese Lieferungen indes 
auf den gesamten Energieverbrauch der Bun-
desrepublik, so entsprechen sie lediglich ei-
nem Anteil von etwa 6 vH. Vorausgesetzt, daß 
die Erdölexporte der UdSSR bis dahin einge-
stellt sein werden, ergibt sich keine quantita-
tiv höhere Abhängigkeit von sowjetischen 
Energielieferungen.
Für die Annahme eines deutlichen Rück-
gangs der sowjetischen Ölexporte in den We-
sten gibt es gute Gründe; sie ergeben sich 
allein schon aus den energiepolitischen Plä-
nen der UdSSR27). Sie sehen im einzelnen bis 
1985 vor (vgl. Tabelle 3):
— einen hohen Produktionszuwachs bei Erd-
gas und Kernenergie
— eine nur geringfügige Erhöhung der Erdöl- 
und Kohleförderung.



Der geringe Zuwachs der Erdölproduktion 
dürfte zur Deckung des wachsenden Eigenbe-
darfs nicht ausreichen. Kürzungen der West-
exporte werden also unvermeidlich sein. Die 
Bemühungen der UdSSR um die Ausweitung 
ihrer Erdgasexporte um 40 Mrd. m3 müssen 
vor diesem Hintergrund gesehen werden. Sie 
zielen darauf ab, den sich abzeichnenden 
Rückgang der Erdölexporte durch steigende 
Erdgasexporte zu kompensieren. Daß die 
UdSSR hierfür dringend Ersatzprodukte be-
nötigt, ergibt sich allein schon aus der heraus-
ragenden Bedeutung des Erdöls für den so-
wjetischen Westexport: 1981 erzielte sie 
durch den Verkauf von Erdöl und Erdölpro-
dukten 60 vH ihrer Erlöse im Handel mit 
westlichen Ländern.
Bisher konnte die UdSSR aber lediglich 
20 Mrd. m3 an zusätzlichen Lieferungen kon-
trahieren. Dies entspricht — gemessen am 
Heizwert — knapp 17 Mill, t Erdöl. Der zu er-
wartende Rückgang des Olexports in den 
achtziger Jahren (1981 rd. 52 Mill, t) wird 
diese Menge aber voraussichtlich überstei-
gen.
Damit aber ergibt sich die folgende Schlußfol-
gerung: Die vorgesehene Erhöhung der Erd-
gasbezüge aus der UdSSR wird insgesamt die 
Abhängigkeit der Energieversorgung des 
Westens von der Sowjetunion langfristig 
nicht erhöhen. Es ist sogar unwahrscheinlich, 
daß diese Lieferungen den zu erwartenden 
Rückgang des Ölexports überhaupt ausglei-
chen werden. Damit aber wird die UdSSR 
auch keine zusätzlichen Deviseneinnahmen 
erhalten. Erhöhte sowjetische Erdgaslieferun-
gen sind somit nicht nur tolerierbar, sie sind 
unter dem Gesichtspunkt der Diversifizierung 
der Bezugsquellen und der Umweltfreund-
lichkeit von Erdgas auch erwünscht.
Natürlich erhöhen die vorgesehenen Erdgas-
bezüge die Abhängigkeit dieses Marktes von 
der UdSSR deutlich. Gegen mögliche Liefer-
unterbrechungen muß daher Vorsorge getrof-
fen werden. Diesbezügliche Maßnahmen gibt 
es jedoch bereits. Hierzu zählen: (1) der Aus-
bau von Speicherkapazitäten, (2) die Installie-
rung von Kapazitäten, die kurzfristig den Ein-
satz anderer Energieträger (öl, Kohle) erlau-
ben und (3) die Möglichkeit, die Erdgaspro-

tion is the Problem, University of Uppsala Depart-
ment of Economics, Working Paper Series, No. 2 — 
1982, S. 14.

.Vgl. Jochen Bethkenhagen, Der Energie- und 
Rohstoffsektor der Sowjetunion und die Weltwirt-
schaft, in: Sowjetunion 1980/81. Ereignisse, Proble-
me, Perspektiven, München/Wien 1981, S. 187.

duktion in Westeuropa kurzfristig zu erhö-
hen.
Bedacht werden sol te aber auch: Würde die 
UdSSR die Erdgaslieferungen aus politischen 
Gründen unterbrechen, wäre sie als verläßli-
cher Handelspartner auf Jahre hinaus diskre-
ditiert Sie müßte dann auf Importe westlicher 
Technologie verzichten: die Aufwendungen 
für den Bau der Exportleitungen würden sich 
als teure Fehlinvestition erweisen. Somit 
kann mit einer politisch motivierten Lieferun-
terbrechung nur in einer extremen Situation 
gerechnet werde. Daß die Kosten einer derar-
tigen Politik mit steigender Westhandelsver-
flechtung zunehmen, kann auch als politi-
sches Argument für den Ausbau der Ost- 
West-Handelsbeziehungen betrachtet wer-
den.
In diesem Zusammenhang gehört aber auch 
die Warnung vor einem politisch motivierten 
Vertragsbruch des Westens, wie er von ame-
rikanischer Seite gefordert wurde: Mit einem 
solchen Schritt hätte man nämlich gerade das 
getan, was Gegner des Osthandels der UdSSR 
häufig unterstellen, nämlich getroffene Ver-
einbarungen zu brechen, um politische Ziele 
durchzusetzen28 ).

28) Vgl. Jochen Bethkenhagen, Restrictions on 
trade with the East should be avoided, in: Economic 
Bulletin, No. 3/82.
29) Vgl. Hans-Dietrich Genscher: Toward an Over-
all Western Strategy for Peace, Freedom and Pro-
gress. In: Foreign Affairs. Fall 1982, S. 55.

Auch unter dem Aspekt der kostengünstigen 
Energieversorgung müssen die Erdgasbezüge 
aus der UdSSR positiv beurteilt werden. Die 
an der Gewinnerwirtschaftung orientierten 
westlichen Gasversorgungsunternehmen hät-
ten diese Importe nicht getätigt, wenn ihnen 
kostengünstigere Alternativen zur Verfügung 
gestanden hätten. Damit wird aber auch deut-
lich, daß nicht nur die Abhängigkeit, sondern 
auch der Nutzen beiderseitig ist. Ein Handels-
krieg wäre somit kontraproduktiv29 ).
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse be-
steht zumindest die Gefahr, daß die eingangs 
erwähnte amerikanische Forderung nach ei-
nem Verzicht auf weitere Erdgasbezüge aus 
der UdSSR („solange nach Alternativlösungen 
gesucht werde") sich als ein kostspieliger 
Sperriegel erweisen könnte.

5. Beschäftigungseffekte

Der Zusammenhang zwischen Osthandel und 
Beschäftigungseffekten wird sowohl unter 
ökonomischen als auch unter politischen



Aspekten kontrovers diskutiert. Extreme 
Standpunkte auf der ökonomischen Ebene 
kennzeichnen die Schlagworte „Ostexporte 
sichern Arbeitsplätze" und „Ostimporte ver-
nichten Arbeitsplätze". Auf der politischen 
Ebene wird zuweilen darauf verwiesen, daß 
man sich auch exportseitig in eine gefährli-
che Abhängigkeit von sowjetischen oder 
osteuropäischen Importen begebe. Eine Ana-
lyse der Fakten30 ) zeigt indes, daß die Be-
schäftigungseffekte im allgemeinen über-
schätzt werden. Dies soll am Beispiel der Bun-
desrepublik Deutschland verdeutlicht wer-
den, die unter den OECD-Staaten die höchste 
Osthandelsverflechtung aufweist.

3I) In die Untersuchung der Beschäftigungseffekte 
müssen neben den unmittelbaren Wirkungen des 
Warenexports (-imports) auch die Vorleistungsef-
fekte einbezogen werden. So benötigt der Maschi-
nenbau für die Lieferungen in die RGW-Staaten 
Eisenbleche, Energie und andere Vorleistungen. 
Die direkten und indirekten Wirkungen wurden 
mittels der Input-Output-Tabellen des DIW quanti-
fiziert.
32) Entsprechende Berechnungen für den inner-
deutschen Handel ergeben für die Lieferungen der 
Bundesrepublik in die DDR einen Effekt von rd. 
65 000 (1976). Vgl. Zur Bedeutung des innerdeut-
schen Handels für die Beschäftigung in der Bun-
desrepublik Deutschland, Bearb.: Horst Lambrerht 
und Hans Wessels, in: Wochenbericht des DIW, 
Nr. 3/1979.

30) Vgl. hierzu: Beschäftigungseffekte des Osthan-
dels nicht überschätzen. Bearb.: Jochen Bethkenha- 
gen und Hans Wessels, in: Wochenbericht des 
DIW, Nr. 13/1981. Economic Commission for Euro- 
pe, Estimating the Employment Impact of East- 
West Trade: An approach to the Methodology, Ge- 
neva 1982.

1979 waren in der Bundesrepublik 220000 Be-
schäftigte direkt und indirekt31) vom Export 
in die UdSSR und in die übrigen osteuropäi-
schen Staaten (ohne DDR32)) abhängig. Bezo-
gen auf die Gesamtbeschäftigung in der Bun-
desrepublik waren dies 0,9 vH. Allein auf den 
Warenexport in die UdSSR entfiel ein Be-



schäftigungseffekt von rd. 90000, das waren 
0,4 vH aller Beschäftigten. Diese Zahlen ver-
deutlichen, daß auch exportseitig keine gra-
vierende Abhängigkeit vom Osthandel be-
steht; die Effekte sind zu gering, als daß sie 
der Sowjetunion einen politisch nutzbaren 
Hebel böten.

Auch bei sektoraler Betrachtung zeigt sich, 
daß in keinem Wirtschaftszweig die Beschäf-
tigung in eine politisch brisante Abhängigkeit 
vom Ostexport geraten ist. Die höchsten sek-
toralen Abhängigkeitsquoten ergaben sich für 
die Bereiche Metallerzeugung und -bearbei- 
tung (5 vH) sowie für den Maschinenbau 
(4 vH). Angesichts des realen Rückgangs des 
Ostexports der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren dürften diese Quoten derzeit sogar 
noch niedriger sein. Für einige Betriebe kann 
das Ostgeschäft allerdings von gravierender, 
z. T. sogar von existenzieller Bedeutung sein. 
So geht aus den Geschäftsberichten der Firma 
Mannesmann AG — einem der größten Ost-
exporteure der Bunderepublik — hervor, daß 
in den 70er Jahren durchschnittlich rd. 15 vH 
des Umsatzes der Inlandsgesellschaften mit 
den RGW-Staaten abgewickelt wurde (Ex-

III. Ausblick: Keine Aussichten für 
des Ost-West-Handels

Der Ost-West-Handel wird gegenwärtig nicht 
nur aus politischen Gründen in seiner weite-
ren Entwicklung bedroht. Ein Blick auf die 
gesamtwirtschaftlichen Wachstumsaussich-
ten in Ost und West, den Schuldenstand der 
RGW-Länder und die risikobewußtere Kredit-
politik der westlichen Banken lassen auch das 
ökonomische Umfeld in einem düsteren Zu-
stand erscheinen. Bei der Einschätzung der 
künftigen Expansionsmöglichkeiten des Ost- 
West-Handels muß Pessimismus wohl mit 
Realismus gleichgesetzt werden.
Die Importmöglichkeiten der RGW-Länder 
unterliegen derzeit dem strengen Diktat der 
Zahlungsbilanz. Dies gilt in erster Linie für 
die kleineren osteuropäischen Staaten. Zwar 
haben sie bereits sehr deutliche Importbe-
schränkungen ergriffen; so waren — in SDR 
gemessen — die Importe im 4. Quartal des 
Jahres 1981 sogar noch niedriger als im sei-
hen Quartal des Jahres 1974. Die getroffenen 
Maßnahmen haben aber bisher nicht ausge-
reicht, um die chronischen Handelsbilanzdefi- 
zite (1981: 
sitionen zu verwandeln. Derartige Über- 

tremwerte 1976 und 1977 mit 18 vH und 
8 vH).
Problematisch ist die Bewertung der negati-
ven Beschäftigungseffekte aufgrund von Im-
porten aus dem Osten. Vernichten diese Ein-
fuhren tatsächlich Arbeitsplätze? Für die Im-
porte aus der UdSSR wird man diese Frage 
negativ beantworten müssen, denn die gelie-
ferten Rohstoffe könnten im Inland gar nicht 
produziert werden. Dies gilt überwiegend 
aber auch für die Importe aus den anderen 
RGW-Staaten. Diese Waren konkurrieren in 
der Regel nicht mit inländischen Produkten, 
sondern mit denen dritter Staaten. Würde 
z. B. Ungarn keine Lederwaren oder Textilien 
mehr liefern, so würden diese Erzeugnisse 
dann nicht im Inland produziert werden, son-
dern aus kostengünstiger produzierenden 
Schwellenländern importiert werden.
Somit kann folgendes Fazit gezogen werden: 
Die Beschäftigungseffekte des Osthandels 
sind ökonomisch durchaus positiv zu bewer-
ten. Gesamtwirtschaftlich und sektoral be-
trachtet sind sie allerdings zu gering, als daß 
sie eine politisch bedenkliche Abhängigkeit 
begründen würden.

einen Aufschwung

schüsse sind aber dringend erforderlich, denn 
allein für die Zinszahlungen ergibt sich ein 
Finanzierungsbedarf von 7,5 Mrd. US-Dollar. 
Dieser erhöht sich sogar noch um die erfor-
derliche Reduzierung der Nettokredite 
(1. Halbjahr 1982: 3,5 Mrd. US-Dollar gegen-
über BIZ-Geschäftsbanken).

Eine derartig drastische Umkehr der Han-
delsbilanzen muß sich künftig unter folgen-
den ökonomischen Rahmenbedingen vollzie-
hen:
— Das Wirtschaftswachstum in den westli-
chen Industriestaaten wird kurzfristig, d. h. 
1983, stagnieren. Mittelfristig ist allenfalls mit 
relativ geringen Steigerungsraten zu rech-
nen.
— Auch Osteuropa ist von der weltweiten 
Rezession nicht verschont geblieben. In allen 
Ländern geht das Wachstum zurück; die 
Fünfjahrpläne sind inzwischen obsolet gewor-
den.
— Verschuldungsprobleme belasten nicht 
nur die Westhandelsbeziehungen der kleine-
ren RGW-Staaten, sondern auch deren Han-



del mit der UdSSR. Allein 1981 erhöhte sich 
das seit 1975 kumulierte Handelsdefizit von 
umgerechnet 8,2 Mrd. auf 12,6 Mrd. US-Dollar. 
Dies ist insofern bemerkenswert, als 1981 die 
UdSSR ihre Rohstofflieferungen in die kleine-
ren RGW-Staaten nicht mehr erhöhte.
Aus diesen ökonomischen Rahmenbedingun-
gen folgt:
— Die Aussichten für Exportsteigerungen 
sind äußerst ungünstig, da im Westen die 
Nachfrage nach Importgütern kaum wachsen 
wird und zudem die protektionistischen Ten-
denzen zunehmen.
— Handelbilanzüberschüsse sind damit nur 
durch drastische Importkürzungen zu erzie-
len.
Die Auswirkungen auf das Wirtschaftswachs-
tum in Osteuropa und damit auch auf die Zu-
kunft des Ost-West-Handels sind gravierend. 
Künftig werden zwei wesentliche Wachs-
tumsfaktoren der siebziger Jahre für die 
Wirtschaften im RGW entfallen, nämlich die 
kreditfinanzierten Importüberschüsse aus 
dem Westen und die steigenden — und zu-
dem auch noch überwiegend kreditfinanzier-
ten — Rohstoffimporte aus der UdSSR.

Aus diesen Überlegungen folgt aber auch, daß 
dem Verhalten der westlichen Banken eine 
Schlüsselfunktion zukommt. Je stärker sie auf 
eine Reduzierung der Nettoverschuldung der 
RGW-Staaten drängen, desto schwieriger 

wird die Wirtschaftslage im Osten bzw. desto 
stärker wird der Ost-West-Handel schrump-
fen müssen. Das Interesse an einem zahlungs-
fähigen Schuldner dürfte bei aller Risikoab-
wägung aber einer solchen Politik Grenzen 
setzen.
Auch für die Sowjetunion verschlechtern sich 
die ökonomischen Rahmenbedingungen ihres 
Westhandels. Gegenwärtig ist nicht abzuse-
hen, daß die öl- bzw. Rohstoffpreise wieder 
drastisch steigen werden; im Gegenteil, nomi-
nal und real gehen sie derzeit sogar zurück. 
Die überproportionale Ausweitung des sowje-
tischen Westhandels war aber gerade auf die 
durch die OPEC-Politik resultierende Verbes-
serung ihrer terms of trade ermöglicht wor-
den und nicht durch eine Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Exportwaren. 
Entfallen aber derartige „externe Effekte", so 
verschlechtern sich auch die Westhandels-
aussichten der UdSSR.
Fazit: Für absehbare Zeit werden die RGW- 
Staaten eine leistungsbilanzorientierte West-
handelspolitik betreiben müssen. Angesichts 
der ungünstigen ökonomischen Rahmenbe-
dingungen kann der erforderliche Überschuß 
in der Handelsbilanz nur durch weitere Im-
portdrosselungen erreicht werden. Damit 
aber sind allein schon aus wirtschaftlichen 
Gründen die Chancen für eine Ausweitung 
des Ost-West-Handels gering; wahrscheinli-
cher ist indes ein weiterer realer Rückgang.



Robert W. Dean: Die aktuelle Rüstungskontrollpolitik der USA
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/83, S. 3—9

Die hohe Bedeutung der Nuklearwaffen in der Sicherheitsstrategie der USA liegt in 
ihrem Wert für die Abschreckung eines konventionellen oder nuklearen Angriffs gegen 
die Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten. Wesentlich ist es, solche Waffen zu besit-
zen, die die Sowjetunion, nicht aber die Vereinigten Staaten selbst abschrecken, wobei 
besonders darauf zu achten ist, daß sich die Abschreckung auch in Krisenzeiten bewähren 
kann. Dafür ist der Gedanke des militärischen Gleichgewichts von hoher Bedeutung, der 
sich nicht nur auf Zahlen bezieht, sondern auch auf die komplexe Wechselwirkung von 
Stärken und Schwächen beider Seiten.
Die gegenwärtige Situation ist im wesentlichen durch die enorme Aufrüstung der Sowjet-
union in fast allen Waffenkategorien gekennzeichnet. Dieser Entwicklung kann nur mit 
der Einleitung eines umfassenden Modernisierungsprogrammes sowie der Fortsetzung 
der Suche nach vernünftigen Rüstungskontrollabkommen begegnet werden. Für zukünf-
tige Vereinbarungen ist unbedingt darauf zu achten, daß ein Gleichgewicht erreicht wird, 
daß wirksame Mittel zur Verifizierung eingeschlossen sind, die Gesamtheit der nationa-
len Sicherheitslage berücksichtigt und auch das sowjetische Verhalten in der Welt im 
Auge behalten wird.
Für die START-Verhandlungen haben die Vereinigten Staaten einen weitreichenden Vor-
schlag vorgelegt. Beide Seiten sollen sich auf eine maximale Anzahl von 850 ballistischen 
Raketen und 5 000 Sprengköpfen beschränken. Im Ergebnis würde dieser Vorschlag eine 
Reduktion um mehr als 50% bedeuten. Bei den INF-Verhandlungen ist Verhandlungsziel 
weiterhin die weltweite Null-Lösung.

Emst-Otto Czempiel: Die Zukunft der Atlantischen Gemeinschaft. Koopera-
tion und Konflikt zwischen den Vereinigten Staaten und Westeuropa in den 
achtziger Jahren
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/83, S. 10—21

Die Analyse der gegenwärtigen Auseinandersetzungen zwischen den USA und Westeu-
ropa ergibt, daß sie im wesentlichen nach wie vor nur die Oberfläche der politischen 
Beziehungen berühren. Die Atlantische Gemeinschaft wird von einer Interessenkoinzi-
denz vor allem wirtschaftlicher, aber auch politischer und militärischer Art gestützt, die 
auch ihren Niederschlag in dem Bewußtsein der öffentlichen Meinungen findet. Gravie-
rend ist jedoch, daß die Einschätzung der Sowjetunion und die der Entspannung zu diver-
gieren beginnt. Während für die Westeuropäer die militärische Entspannung mit der 
Sowjetunion nach wie vor im Vordergrund steht, weil alles andere die physische Vernich-
tung des Halbkontinents nach sich ziehen könnte, rückt für die Vereinigten Staaten die 
globale Bedrohung ihrer Interessen durch die aufrüstende Sowjetunion in das Zentrum 
der Analyse. Die Vereinigten Staaten diagnostizieren in Moskau den erstarkten Gegner, 
der sich überall auf der Welt militärisch präsent zu machen beginnt. Die Westeuropäer 
sehen in der Sowjetunion die zwischen Westeuropa und China eingezwängte Kontinen-
talmacht, die in der übrigen Welt lediglich evidente Schwächen des Westens ausnützt.
Die sich vertiefende Meinungsverschiedenheit zwischen den USA und Westeuropa wird 
intensiviert durch die strukturelle Asymmetrie zwischen den Vereinigten Staaten und 
ihren westeuropäischen Alliierten. Die USA müssen auf Führung und Unilateralismus 
bestehen, während die Westeuropäer ihrerseits Mitsprache und Kooperation einklagen. 
Aus diesem Dilemma wird langfristig nur eine stärkere Zusammenarbeit Westeuropas 
herausführen, die damit auf dem militärischen und dem politischen Gebiet eine Struktur 
schafft, wie sie auf dem wirtschaftlichen Gebiet durch die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft bereits eingetreten und ausgleichend wirksam geworden ist.



Peter Schaal: Die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA und der Bun-
desrepublik Deutschland
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/83, S. 22—41

Die deutsch-amerikanischen Wirtschaftsbeziehungen sind eingebettet in die politischen 
Beziehungen, die sich im .Atlantischen Bündnis“ manifestieren. Dieses Bündnis ist kein 
kodifizierter Pakt, sondern ein heterogenes System internationaler Organisationen, Ver-
träge und politischer Kontakte. Die internationalen Organisationen standen unter dem 
dominierenden Einfluß der amerikanischen Hegemonialmacht und waren als Bollwerk 
gegen die sowjetische Bedrohung und wirtschaftliche Herausforderung und zur Absiche-
rung des marktwirtschaftlichen, freiheitlichen Systems der westlichen Welt errichtet wor-
den.
Die Position der USA in den internationalen Organisationen und gegenüber der Bundes-
republik hat sich gewandelt, indem sie immer stärker von der Zustimmung und Kompro-
mißbereitschaft ihrer Atlantischen Bündnispartner abhängig geworden sind. Gleichzeitig 
ist die wirtschaftliche Bedeutung der USA und ihrer Währung relativ zurückgegangen, 
was im Zusammenbruch des auf dem US-Dollar basierenden Weltwährungssystems von 
Bretton Woods 1971, dem endgültigen Floating des Dollars gegenüber allen anderen 
Währungen seit 1973 und dem Taktieren der USA in internationalen Konferenzen zum 
Ausdruck kommt
Wechselseitige Direktinvestitionen der USA und der Bundesrepublik haben zu einer 
Intensivierung der Wirtschaftsbeziehungen, einem Technologietransfer und innovatori- 
schen Wettbewerb gleicher Sektoren beider Länder beigetragen und das wirtschaftliche 
Erstarken der Bundesrepublik gefördert. Dies verleiht ihr ein besonderes Gewicht in der 
Gestaltung der Beziehungen zwischen der EG und den USA Die D-Mark ist zur zweit-
wichtigsten Währung nach dem US-Dollar aufgerückt. Unter dem Druck amerikanischer 
Interessengruppen ist der deutsch-amerikanische Grundkonsens bezüglich Freihandel, 
Marktwirtschaft und Wettbewerb in mehreren Wirtschaftssektoren durch protektionisti-
sche Maßnahmen der USA in jüngster Vergangenheit gestört worden. Auch die Sensibili-
tät der Amerikaner im Hinblick auf Ostgeschäfte und darunter besonders auf Technolo-
gieexporte in den Ostblock haben zeitweilig die deutsch-amerikanischen Wirtschaftsbe-
ziehungen getrübt. Alle diese Probleme werden in der Zukunft noch stärker als bisher im 
Rahmen der EG durch Kompromisse mit den USA zu lösen sein.

Jochen Bethkenhagen/Heinrich Machowski: Ost-West-Wirtschaftsbeziehun-
gen: Weiterentwicklung oder Restriktion?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/83, S. 42—54

Der Ost-West-Handel war 1981 am gesamten Welthandel nur mit einem Anteil von weni-
ger als 4 vH beteiligt (1975 waren es noch 6 vH). Die politische Signifikanz, die in der 
westlichen Öffentlichkeit diesem Warenaustausch zuerkannt wird, ist demnach viel höher 
als seine ökonomische Bedeutung. Dieses Mißverhältnis zwischen dem politischen Stel-
lenwert und dem ökonomischen Gewicht betrifft dabei die wichtigsten Bereiche der Ost- 
West-Wirtschaftsbeziehungen. So ist z. B. derzeit die Zurückhaltung der internationalen 
Banken bei der Kreditierung des Ost-Handels sicherlich stärker ausgeprägt als dies für 
den Stand der Verschuldung Osteuropas bzw. die Höhe des Schuldendienstes dieser Län-
der gerechtfertigt erscheint; auch die Forderung nach einer restriktiveren gemeinsamen 
Kreditpolitik des Westens ist im Kern politisch motiviert. Ferner wird der Einfluß der 
westlichen Technologie auf das Wirtschaftswachstum in der UdSSR überbewertet, unab-
hängig von der Tatsache, daß der Anteil dieser Technologieimporte an den Investitionen 
relativ gering blieb und daß das sowjetische Wirtschaftssystem eine effiziente Nutzung 
dieser Technologie gar nicht zuläßt. Eine verstärkte Zusammenarbeit auf dem Energiesek-
tor wird keineswegs — wie vor allem in den USA behauptet — die Abhängigkeit West-
europas (und speziell der Bundesrepublik Deutschland) von der UdSSR gefährlich anwach-
sen lassen und damit eine Einschränkung der politischen Unabhängigkeit zur Folge 
haben; unter dem Blickwinkel der Diversifizierung der Bezugsquellen, der alternativen 
Importkosten und schließlich der Umweltfreundlichkeit sind höhere sowjetische Erdgas-
bezüge nicht nur tolerierbar, sondern auch erwünscht.
Der Ost-West-Handel wird derzeit nicht nur aus politischen Gründen in seiner weiteren 
Entwicklung bedroht. Die gesamtwirtschaftlichen Wachstumsaussichten in Ost und West, 
der Schuldenstand der RGW-Länder und die zurückhaltende Kreditpolitik der westlichen 
Banken lassen auch das ökonomische Umfeld in einem ungünstigen Zustand erscheinen. 
Damit aber sind allein schon aus wirtschaftlichen Überlegungen die Chancen für eine 
Ausweitung des Ost-West-Handels eher gering einzuschätzen.


